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Abschnitt 1
Aufgaben und Trager

§1

Ziel und Anwendungsbereich

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, durch Regelungen zum Brandschutz, Rettungsdienst und
Katastrophenschutz einen wirksamen Schutz der Bevélkerung vor Branden, Ungliicksfallen,
offentlichen Notstanden und Katastrophen zu gewahrleisten.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht fir

1. den Rettungsdienst
a) des Polizeivollzugsdienstes und des Justizvollzugsdienstes,

b) der Gruben- und Gasschutzwehren der Bergbaubetriebe innerhalb des
Betriebsgelandes sowie

c) mit Flugzeugen,

2. die Beférderung von kranken Personen, die keiner Beférderung in einem Rettungsmittel oder
wahrend der Beférderung keiner medizinisch-fachlichen Betreuung bedirfen
(Krankenfahrten),

3. Fahrten mit eigenen Fahrzeugen der Krankenh&user innerhalb der Krankenhausbereiche,

4, den Brandschutz in Anlagen und Einrichtungen der Bundeswehr, der Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung des Bundes, des Bundesgrenzschutzes sowie der Bergaufsicht,
soweit in anderen Rechtsvorschriften etwas anderes bestimmt ist.

(3) Die in diesem Gesetz bestimmten Aufgaben begriinden keine Rechtsanspriiche einzelner
Personen.

(4) Dienst-, Amts- und Funktionsbezeichnungen aufgrund dieses Gesetzes werden in weiblicher und
mannlicher Form geflhrt.

§2

Begriffsbestimmungen

(1) Brandschutz umfasst den vorbeugenden Brandschutz und die Brandbekdmpfung als abwehrenden
Brandschutz sowie die technische Hilfe. Technische Hilfe ist die Hilfeleistung fir Menschen, Tiere,
Sachwerte und die Umwelt bei Schaden und &ffentlichen Notstédnden durch Naturereignisse und
Ungliicksfalle unter Einsatz von Kraften und Mitteln der Feuerwehr. Offentlicher Notstand ist ein
Ereignis, bei dem gegenwartige oder unmittelbar bevorstehende Gefahren fir Leib und Leben von
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Menschen oder bedeutende Sachwerte oder in erheblichem MaB fir die Umwelt drohen, die nicht
allein durch polizeiliche MaBnahmen beseitigt oder verhindert werden kénnen. Ungliicksfall im Sinne
dieses Gesetzes ist ein plétzlich eintretendes Ereignis, das erhebliche Gefahren flir Menschen,
Sachen oder die Umwelt verursacht und den Einsatz von Kréaften und Mitteln der Feuerwehr
erforderlich macht.

(2) Rettungsdienst umfasst Notfallrettung und Krankentransport als 6ffentliche Aufgabe. Notfallrettung
ist die in der Regel unter Einbeziehung von Notarzten erfolgende Durchfiihrung von lebensrettenden
MaBnahmen bei Notfallpatienten, die Herstellung ihrer Transportfahigkeit und ihre unter fachgerechter
Betreuung erfolgende Beférderung in das flr die weitere Versorgung nachstgelegene geeignete
Krankenhaus oder die nachstgelegene geeignete Behandlungseinrichtung. Notfallpatienten sind
Kranke oder Verletzte, die sich in Lebensgefahr befinden oder bei denen schwere gesundheitliche
Schéaden zu befiirchten sind, wenn sie nicht umgehend medizinische Hilfe erhalten. Krankentransport
ist die anderen Kranken, Verletzten oder sonst HilfebedUrftigen nétigenfalls geleistete Hilfe und ihre
unter fachgerechter Betreuung erfolgende Beférderung. Die Bergwacht und die Wasserrettungsdienste
sind Bestandteile des Rettungsdienstes, soweit sie Aufgaben gemaB Satz 2 wahrnehmen. Die
Rettungswache ist die Einrichtung, in der sich das Personal fir Einsatze bereithalt und in der die
erforderlichen Rettungsmittel bereitstehen. Die Bewaltigung eines Ereignisses mit einer groBen
Anzahl von Verletzten oder Erkrankten unterhalb der Katastrophenschwelle (GroBschadensereignis)
ist Bestandteil des Rettungsdienstes.

(3) Katastrophenschutz umfasst die Vorbereitung der Bekdmpfung von Katastrophen, die
Bek@ampfung von Katastrophen und die Mitwirkung bei der dringlichen vorlaufigen Beseitigung von
Katastrophenschaden. Katastrophe im Sinne dieses Gesetzes ist ein Geschehen, welches das
Leben, die Gesundheit, die Versorgung zahlreicher Menschen mit lebensnotwendigen Gltern und
Leistungen, die Umwelt oder erhebliche Sachwerte in so auBergewdhnlichem MaBe gefahrdet oder
schadigt, dass Hilfe und Schutz wirksam nur gewahrt werden kénnen, wenn die zustandigen
Behdrden und Dienststellen, Organisationen und eingesetzten Kréafte unter der einheitlichen Leitung
einer Katastrophenschutzbehérde zusammenwirken.

(4) Die Leitstelle ist eine standig einsatzbereite und erreichbare, drtlich und rdumlich
zusammengefasste, in der Regel bereichsibergreifende Einrichtung, die die Einsétze des
Rettungsdienstes veranlasst und lenkt, die Feuerwehren alarmiert und deren Einsatze unterstitzt und
die Katastrophenschutzeinheiten alarmiert. Sie ist nach einheitlichen Organisationsregeln far

Personal und Technik zu betreiben. 2

§3
Aufgabentrager und Aufgaben
Aufgabentrager
1. sind die Gemeinden flr den 6rtlichen Brandschutz,
2. sind die Landkreise flir den Uberértlichen Brandschutz,

sind die Rettungszweckverbande und die Landkreise und Kreisfreien Stadte, die sich nicht
zu einem Rettungszweckverband zusammengeschlossen haben, fir den bodengebundenen
Rettungsdienst,

4., sind die Landkreise und Kreisfreien Stadte fiir den Katastrophenschutz,
5. ist der Freistaat Sachsen fir die zentralen Aufgaben des Brandschutzes, des
Katastrophenschutzes und des bodengebundenen Rettungsdienstes,
6. ist der Freistaat Sachsen fir den Luftrettungsdienst.
§4
Behordenaufbau

(1) Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérden sind
1. das Staatsministerium des Innern als oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde,

2. die Landesdirektion Sachsen als obere Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde,
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3. die Landkreise und Kreisfreien Stadte als untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérden.

(2) Ortliche Brandschutzbehérden sind die Gemeinden. 3

§5
Aufsicht

(1) Die Aufgaben der Gemeinden und Landkreise auf dem Gebiet des Brandschutzes sind
weisungsfreie Pflichtaufgaben. Die Aufgaben der Landkreise und Kreisfreien Stadte nach diesem
Gesetz auf dem Gebiet des Katastrophenschutzes sind Pflichtaufgaben zur Erfillung nach Weisung;
das Weisungsrecht ist unbeschrankt. Auf dem Gebiet des Rettungsdienstes ist das Weisungsrecht
auf das Verfahren nach § 31 beschrénkt.

(2) Aufsichtsbehérden sind
1. das Staatsministerium des Innern als oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde,

2. die Landesdirektion Sachsen als obere Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde,

3. die Landkreise als untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérden.
Die Rechtsaufsicht tiber den Brandschutz Gben die Aufsichtsbehdrden aus.

(3) Es fiihren die Aufsicht Gber

1. die obere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde die oberste
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdérde,

2. die unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérden die obere und
die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde,

3. die kreisangehdrigen ortlichen Brandschutzbehérden die unteren Brandschutz-,

Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrden sowie die obere und die oberste
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdérde. 4

§6

Sachliche Zusténdigkeit der értlichen Brandschutzbehérden

—y

(

) Die értlichen Brandschutzbehdrden sind sachlich zustandig fir die

1. Aufstellung, Ausriistung, Unterhaltung und den Einsatz einer den 6rtlichen Verhaltnissen
entsprechenden leistungsfahigen éffentlichen Feuerwehr nach dem Brandschutzbedarfsplan
und die Ausstattung mit den erforderlichen baulichen Anlagen, Einrichtungen und

Ausristungen,

2. Aus- und Fortbildung der Angehdérigen der 6ffentlichen Feuerwehren,
Sicherstellung der Alarmierung der 6ffentlichen Feuerwehr,

4, Sicherstellung einer den értlichen Verhéaltnissen entsprechenden ausreichenden
Léschwasserversorgung,

5. Aufstellung, Fortschreibung und, soweit erforderlich, Abstimmung von Alarm- und

Ausriickordnungen sowie Einsatzplanen,

6. rechtzeitige Erteilung notwendiger Auskiinfte und Ubergabe der notwendigen
Einsatzunterlagen an die Leitstellen,

Forderung der Brandschutzerziehung,
Durchfiihrung von Brandverhitungsschauen nach MafBgabe des § 22,
zusammenfassenden Einsatzberichte ihrer 6ffentlichen Feuerwehr,

10 Erhebung statistischer Daten zur personellen und technischen Ausstattung sowie zum
Einsatzgeschehen.

(2) Fur Kreisfreie Stadte gilt § 7 entsprechend.
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§7
Sachliche Zustandigkeit der unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérden und der Rettungszweckverbande

(1) Die unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrden sind sachlich
zustéandig flr die

1. Beratung und Unterstltzung der kreisangehérigen Gemeinden bei der Erflllung ihrer
Aufgaben im 6rtlichen Brandschutz,

2. Einrichtung und Unterhaltung von gemeindelbergreifenden Alarmierungs- und
Nachrichtentibermittlungssystemen,

3. Durchfiihrung von AusbildungsmaBnahmen, die das gemeindelibergreifende
Zusammenwirken der 6ffentlichen Feuerwehren zum Gegenstand haben,

4. Festlegung der Uberdrtlichen Einsatzbereiche der 6ffentlichen Feuerwehren der

kreisangehdrigen Gemeinden im Einvernehmen mit den Gemeinden,

5. Aufstellung und Fortschreibung gemeindelibergreifender Alarm- und Ausriickordnungen sowie
Einsatzplane,

6. Ermittlung gemeindelbergreifender Gefahrenpotenziale,

Festlegung der notwendigen Beschaffung von auch gemeindelbergreifend einzusetzenden
Ausriistungen gemeinsam mit den Gemeinden,

8. Planung und Durchfilhrung gemeindelibergreifender Brandschutziibungen sowie Ubungen
nach MaBgabe des § 13,

9. Unterstitzung der oberen Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrde bei
der Durchfiihrung der Aufsicht Uber die Werkfeuerwehren nach § 21,

10. Unterstitzung der Durchfiihrung von Brandverhiitungsschauen nach MaBgabe des § 22,

11. Bildung besonderer Fluhrungseinrichtungen in der Behdrde und fir den Einsatzort,

12. Erstellung und Fortschreibung von Katastrophenschutzplénen,

13. Vorbereitung der Bek&mpfung von Katastrophen, die Leitung der Bekdmpfung von
Katastrophen und die dringliche vorlaufige Beseitigung von Katastrophenschaden,

14. Aufstellung von Schnell-Einsatz-Gruppen nach MaBgabe des § 12,
15. Information der Bevdlkerung im Katastrophenfall.

(2) Auf Antrag kreisangehdriger Stédte mit Berufsfeuerwehr tibertrégt die untere Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde diesen auf dem Gebiet des Brandschutzes durch
Rechtsverordnung die sachliche Zustandigkeit fir einzelne Aufgaben nach Absatz 1.

(3) Die Rettungszweckverbande und die Landkreise und Kreisfreien Stadte, die sich nicht zu einem
Rettungszweckverband zusammengeschlossen haben, sind sachlich zustandig flr die

1. Sicherstellung einer bedarfsgerechten Versorgung der Bevélkerung mit Leistungen der
Notfallrettung und des Krankentransportes, mit Ausnahme des Sicherstellungsauftrages
nach § 28 Abs. 2 Satz 1,

2. Bestellung eines Bereichsbeirates fir jeden Rettungsdienstbereich,
3. Vorbereitung auf und Bewaltigung von GroBschadensereignissen nach MaBgabe des § 35,
4, Aufstellung von Schnell-Einsatz-Gruppen nach MafBgabe des § 12.

(4) Die Landkreise sollen in Abstimmung mit den 6rtlichen Brandschutzbehérden
Feuerwehrtechnische Zentren zur Unterbringung, Pflege und Priifung von Fahrzeugen, Ausriistung
sowie zur Ausbildung einrichten. Landkreise und Kreisfreie Stadte kénnen die gegenseitige
Aufgabenerflllung oder die Bildung gemeinsamer Feuerwehrtechnischer Zentren vereinbaren. Die
Zentren kdnnen auch fir Aufgaben des Katastrophenschutzes genutzt werden. Fir die Benutzung
kdnnen die Landkreise Ersatz der entstandenen Kosten verlangen. § 4 des
Verwaltungskostengesetzes des Freistaates Sachsen (SachsVwKG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 17. September 2003 (SachsGVBI. S. 698), in der jeweils geltenden Fassung,

findet keine Anwendung. 5
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§8
Sachliche Zustandigkeit der obersten und der oberen Brandschutz-, Rettungsdienst-
und Katastrophenschutzbehérden

(1) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdérde ist sachlich zustandig
fur die

1. Bestellung des gemeinsamen Landesbeirates fir Brandschutz, Rettungsdienst und
Katastrophenschutz,
Einrichtung und Unterhaltung einer Aus- und Fortbildungseinrichtung,

Unterstlitzung der Gemeinden, Landkreise und Kreisfreien St&dte bei der Durchfiihrung der
ihnen nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben des Brandschutzes durch die Gewahrung
von Zuschiissen mindestens in H6he des Feuerschutzsteueraufkommens,

4. Unterstitzung der Gemeinden mit Waldgebieten der Waldbrandgefahrenklasse A bei der
Errichtung von Léschwasserentnahmestellen nach MaBgabe des Staatshaushaltsplanes,
5. Férderung der Brandschutzforschung und -normung,

Gewaéhrung von freiwilligen zusétzlichen Leistungen bei Unféllen und Krankheiten, die sich
Angehorige der Feuerwehren und ihnen gleichgestellte Personen im Dienst einschlieBlich der
Aus- und Fortbildung zugezogen haben,

Aufstellung und Fortschreibung eines Landesrettungsdienstplanes,

8. Sicherstellung einer bedarfsgerechten Versorgung der Bevdlkerung mit Leistungen der
Luftrettung,

9. Erarbeitung und Fortschreibung einer landesweiten Analyse von Katastrophengefahren,

10. Bereitstellung eines Informationsprogramms fir das Katastrophenmanagement,

11. Beschaffung von Fahrzeugen, Geraten und Spezialausristung nach MaBgabe des

Staatshaushaltsplanes im Rahmen eines jahrlich fortzuschreibenden
Ausstattungsprogramms, ihre Bereitstellung fir Zwecke des Katastrophenschutzes sowie
die angemessene Unterstitzung ihrer Unterbringung und Unterhaltung,

12. Bildung einer besonderen Fiihrungseinrichtung in der Behérde sowie
13. Festlegung einheitlicher Alarmierungs- und Warnsignale.
(2) Die obere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde ist sachlich zustandig
fur die
1. Anerkennung und Anordnung von Werkfeuerwehren,
2. Aufsicht Uber die Werkfeuerwehren nach § 21 mit Unterstiitzung der unteren Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérden. Absatz 1 Nr. 9, 11 und 12 gilt
entsprechend.

(3) Bei Katastrophen kann die obere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde
oder die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde die Leitung selbst
Ubernehmen oder einer anderen Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde
Ubertragen, wenn die untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde einer ihr
erteilten Weisung innerhalb der ihr gesetzten Frist nicht nachkommt oder die Ubernahme der Leitung
zur Bekampfung der Katastrophe erforderlich ist.

(4) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde wird erméachtigt, durch
Rechtsverordnung

1. Aufgaben von unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérden der
oberen Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde oder einzelnen
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérden auch fiir das Gebiet
anderer Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérden zuzuweisen,

2. Aufgaben des Freistaates Sachsen der oberen Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehdérde fir das Gebiet des gesamten Freistaates Sachsen zuzuweisen,

3. Aufgaben der Fordermittelverwaltung der oberen und den unteren Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérden zuzuweisen,
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wenn dies zur Vereinfachung des Verwaltungsverfahrens, zur Verbesserung oder Wirtschaftlichkeit
der Verwaltungsdienstleistung, zur Verringerung des Koordinierungsbedarfs oder zur blrgernahen
Aufgabenerflllung erforderlich ist.

(5) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde wird erméachtigt, durch
Rechtsverordnung landeseinheitliche Alarmierungs- und Warnsignale festzulegen und Regelungen zur
Erhebung, Vorlage und Verarbeitung statistischer Daten der értlichen Brandschutzbehérden, der
unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérden und der
Rettungszweckverbédnde zum Leistungsstand, der Einsatzbereitschaft sowie zur

Einsatzdokumentation der Feuerwehren und des Rettungsdienstes zu treffen. 6

Abschnitt 2
Zusammenarbeit

§9

Gemeinsamer Landesbeirat

(1) Zur Beratung in Fragen des Brandschutzes, des Rettungsdienstes und des Katastrophenschutzes
bestellt die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde einen
gemeinsamen Landesbeirat fir Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz, der in
grundsatzlichen Angelegenheiten und vor Erlass von Rechtsverordnungen zu héren ist. Ihm gehdren
insbesondere an Vertreter

1. des Staatsministeriums des Innern,

2. des Staatsministeriums fiir Soziales,

3. des Staatsministeriums fir Umwelt und Landwirtschaft,

4, des Sachsischen Landkreistages und des Sachsischen Stadte- und Gemeindetages,
5. der Landesverbande der privaten Hilfsorganisationen,

6. des Landesfeuerwehrverbandes Sachsen,

7. der Landesverbande der Krankenkassen und der Verbénde der Ersatzkassen,
8. des Landesverbandes der Berufsgenossenschaften,

9. der Sachsischen Landeséarztekammer,

10. der Krankenhausgesellschaft Sachsen,

11. der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren Sachsen sowie

12. der Arbeitsgemeinschaft Sachsischer Notarzte,

13. des Sachsischen Landtages,

14. der Arbeitsgemeinschaft der sdchsischen Kreisbrandmeister.

Far die Fachbereiche des Brandschutzes, Rettungsdienstes und Katastrophenschutzes kénnen
jeweils Fachbeirate gebildet werden.

(2) Zu den Beratungen kénnen Sachverstandige und sonstige Personen, die mit Brandschutz,
Rettungsdienst oder Katastrophenschutz befasst sind, hinzugezogen werden. Die Reisekosten der
Beiratsmitglieder sowie die Kosten fir Sachversténdige tragt der Freistaat Sachsen. Die oberste
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde erlasst eine Geschéaftsordnung, die
auch die Zusammensetzung der Beirate sowie das Berufungsverfahren und das Vorschlagsrecht
regelt.

§10
Aus- und Fortbildungseinrichtung

(1) Der Freistaat Sachsen unterhélt eine Landesfeuerwehr- und Katastrophenschutzschule als Aus-
und Fortbildungseinrichtung fir den Brand- und Katastrophenschutz. Ihr obliegt die Aus- und
Fortbildung der Angehdrigen der Feuerwehren, der privaten Hilfsorganisationen sowie der
Bediensteten der Aufgabentrager, die mit Brandschutz-, Rettungsdienst- oder
Katastrophenschutzaufgaben betraut sind. Die Aus- und Fortbildungseinrichtung untersteht dem
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Staatsministerium des Innern.

(2) Fir den Besuch der Aus- und Fortbildungseinrichtung durch Angehdérige der éffentlichen
Feuerwehren, der privaten Hilfsorganisationen sowie der Bediensteten der Aufgabentrager, die mit
Brandschutz-, Rettungsdienst- oder Katastrophenschutzaufgaben betraut sind, werden keine
Benutzungsgeblhren und Auslagen erhoben. Das Gleiche gilt fir die Abnahme staatlicher Prifungen
durch diese Einrichtung.

(3) Der Landesfeuerwehr- und Katastrophenschutzschule kénnen weitere Ausbildungsaufgaben,
insbesondere der Aus- und Fortbildung im Rettungsdienst, Ubertragen werden, wenn die Aufgabe
nicht besser und wirtschaftlicher durch einen privaten Dritten erflllt werden kann und tatsachlich auch

erfallt wird. ’

§ 11

Leitstellen

(1) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde wird erméachtigt, durch
Rechtsverordnung Regelungen zu Leitstellen zu treffen, insbesondere tber die

1. innere Organisation, den Betrieb und die Aufgaben,
2. einzusetzende Leitstellen- und Funktechnik,

Mindestbesetzung sowie die fachliche Qualifikation und die Aus- und Fortbildung des
einzusetzenden Personals und

4, Zusammenarbeit mit den unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérden.

Die Tréager des bodengebundenen Rettungsdienstes sowie die Landkreise und Kreisfreien Stédte im
Rahmen ihrer Zustandigkeit flr den Brandschutz sind verpflichtet, nach MaBgabe der
Rechtsverordnung Leitstellen zu errichten und zu unterhalten. Landkreise, Kreisfreie Stadte und
Rettungszweckverbéande kénnen zur Errichtung und zum Betrieb von Leitstellen eine
Zweckvereinbarung schlieBen.

(2) Die Leitstelle arbeitet mit den fir den arztlichen Notfalldienst zusténdigen Stellen, der Polizei, den
Krankenhausern, den Behandlungseinrichtungen und den auf dem Gebiet der Notfallrettung und des
Krankentransportes tatigen Leistungserbringern zusammen. Sie soll auch den kassenéarztlichen
Notfalldienst vermitteln. Der Trager des Rettungsdienstes und die Kassenarztliche Vereinigung
Sachsen treffen Uber die Vermittlung Vereinbarungen, in denen auch die Kostenerstattung zu regeln
ist.

(3) Die Leitstelle fuhrt einen Nachweis Uber die Dienstbereitschaft der Behandlungseinrichtungen,
Uber die Aufnahme- und Dienstbereitschaft der Krankenhauser sowie deren Erweiterungsfahigkeit bei
einem GroBschadensereignis. Die Krankenh&user und Behandlungseinrichtungen sind verpflichtet,
die hierfir notwendigen Auskiinfte zu erteilen.

(4) Benachbarte Leitstellen haben sich gegenseitig zu unterstiitzen, soweit dadurch die
Wahrnehmung eigener Aufgaben nicht geféhrdet wird. 8

§12
Schnell-Einsatz-Gruppen

Die Aufgabentréger nach § 3 Nr. 2 bis 4 sollen zur Bewaltigung von

1. Ungliicksfallen oder 6ffentlichen Notstanden,

2. GroBschadensereignissen, bei denen die Krafte und Mittel des Rettungsdienstes nicht
ausreichen, oder

3. Katastrophen mit einer gegenwartigen oder unmittelbar drohenden groBen Anzahl von

Verletzten oder Erkrankten

Schnell-Einsatz-Gruppen aufstellen. Die Schnell-Einsatz-Gruppen werden aus Personal, Fahrzeugen,
Geraten und Material des Katastrophenschutzes gebildet. Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst-
und Katastrophenschutzbehdrde wird erméchtigt, das Néhere zur Aufstellung, Ausbildung und

Ausriistung durch Rechtsverordnung zu regeln. 2
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_§13
Ubungen

(1) Die Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrden sollen regelmaBig
gemeinsame Ubungen unter Einbeziehung insbesondere der Feuerwehren, der Leistungserbringer
nach § 31 Abs. 1 sowie der Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes durchfiihren.

(2) Bei den Ubungen kénnen insbesondere auch Einsatzkrafte anderer Lander, der Nachbarstaaten,
der Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes und der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk sowie
der Européischen Union beteiligt werden.

(3) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde wird erméachtigt, das
Nahere zur Durchfuhrung regelmaBiger Ubungen, insbesondere zu den zeitlichen Abstanden
zwischen den Ubungen und den einzubeziehenden Teilnehmern, durch Rechtsverordnung zu regeln.

§14
Uberértliche und auswartige Einsétze

(1) Gemeinden haben mit ihrer Feuerwehr auf Anforderung Hilfe zu leisten, soweit ihr Einsatz nicht im
eigenen Zustandigkeitsbereich dringend erforderlich ist. Die Gemeinden sind mit ihrer Feuerwehr auch
verpflichtet, auf Anforderung in Betrieben und Einrichtungen mit Werkfeuerwehr Hilfe zu leisten.

(2) Die unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrden haben auf
Anforderung einer benachbarten unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde, die Katastrophenalarm ausgeldst hat, den Einsatz von erforderlichen
Kraften und Mitteln der nach § 39 und § 40 im Katastrophenschutz Mitwirkenden im
Zustandigkeitsbereich der benachbarten Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde anzuordnen, soweit ihr Einsatz nicht im eigenen Zustandigkeitsbereich
dringend erforderlich ist. Fir die obere Brandschutz-, Rettungsdienst und Katastrophenschutzbehérde
gilt Satz 1 entsprechend. Die Kréfte unterstehen danach der Leitung der anfordernden unteren
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde.

(3) Die obere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde kann den Einsatz von
Kraften und Mitteln der nach §39 und § 40 im Katastrophenschutz Mitwirkenden auBerhalb der
Landkreise und Kreisfreien Stadte anordnen, in denen sie ihren Standort haben. Sie bestimmt dabei
zugleich, wem sie unterstellt werden.

(4) Einsatze von Kraften und Mitteln des Katastrophenschutzes auBerhalb des Freistaates Sachsen
bedlrfen der unverzlglichen Anzeige bei der obersten Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde.

(5) Einsatze im Ausland bedirfen der Zustimmung der obersten Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehdrde, sofern der Einsatz nicht in Erfullung einer Vereinbarung zur Hilfeleistung
im benachbarten Ausland durchzufihren ist. Dem Einsatz im benachbarten auslandischen
Grenzgebiet kann die untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde vorlaufig
zustimmen, wenn die sofortige Hilfeleistung angefordert wurde und erforderlich erscheint. Bei
Einsétzen im Ausland bestimmt die den Einsatz anordnende Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde, welcher deutschen Stelle die eingesetzten Kréafte unterstehen.

(6) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde kann Einsatze im

Ausland anordnen. 0

Abschnitt 3
Brandschutz

§15
Arten der Feuerwehren

(1) Freiwillige Feuerwehren, Berufsfeuerwehren und Pflichtfeuerwehren sind als Einrichtungen der
Gemeinde o6ffentliche Feuerwehren ohne eigene Rechtspersdnlichkeit. Werkfeuerwehren und
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Betriebsfeuerwehren (betriebliche Feuerwehren) sind privatrechtlich organisierte Feuerwehren, die
dem Schutz der Betriebe und Einrichtungen dienen.

(2) In jeder Gemeinde ist eine Freiwillige Feuerwehr (Gemeindefeuerwehr) aufzustellen. Die
Madglichkeit der GroBen Kreisstadte, die aufgrund von § 2 Abs. 2 des Gesetzes zur Neugliederung
des Gebietes der Landkreise des Freistaates Sachsen (Sachsisches
Kreisgebietsneugliederungsgesetz — SachsKrGebNG) vom 29. Januar 2008 (S&chsGVBI. S. 102) die
Kreisfreiheit verloren haben, eine Berufsfeuerwehr zu unterhalten, bleibt unberihrt. Gemeinden mit
mehr als 80 000 Einwohnern haben eine Berufsfeuerwehr aufzustellen. In Gemeinden mit
Berufsfeuerwehr bildet diese gemeinsam mit der Freiwilligen Feuerwehr die Gemeindefeuerwehr.

(3) In Gemeinden mit Ortsteilen bilden Ortsfeuerwehren die Gemeindefeuerwehr. Die Ortsfeuerwehren
fihren den Namen der Gemeinde. Sie kénnen daneben den Ortsteilnamen flhren.

(4) Die Rechte und Pflichten der Angehérigen der Feuerwehr der Gemeinde sind, soweit sie sich nicht
aus diesem Gesetz ergeben, durch Satzung zu regeln. '

§ 16
Pflichten der Feuerwehren

(1) Die offentlichen Feuerwehren wirken bei der Erflllung der Aufgaben der Gemeinden nach § 6 mit
und leisten bei der Bek&dmpfung von Katastrophen, im Rahmen des Rettungsdienstes und bei der
Beseitigung von Umweltgefahren technische Hilfe. Rechtsvorschriften, nach denen ihnen weitere
Aufgaben Ubertragen werden, bleiben unberihrt.

(2) Die Feuerwehren haben bei der Brandbekdmpfung und bei der technischen Hilfe die erforderlichen
MaBnahmen zur Gefahrenabwehr insoweit zu treffen, als es zur Bekdmpfung der Gefahr oder
Verhinderung weiterer unmittelbar drohender Gefahren notwendig ist. Andere Aufgaben dirfen die
Feuerwehren nur ausfiihren, wenn ihre Einsatzbereitschaft dadurch nicht beeintrachtigt wird.

(3) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde wird ermachtigt, im
Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung zu regeln

1. die Mindeststarke und Ausristung der Feuerwehren unter Berlicksichtigung von Flache,
Einwohnerzahl und Geféhrdungspotenzialen der Gemeinde,

2. die Organisation, die Aus- und Fortbildung, Dienstgrade, Dienstgrad- und
Funktionsabzeichen sowie Schutz- und Dienstkleidung der Feuerwehren,

3. die Alarmierung der Feuerwehren.

(4) Die Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérden haben die fiir ihren Bereich
gebildeten Feuerwehrverbande vor allgemeinen Regelungen, welche die Feuerwehren berlihren, zu
héren. Gemeinden, Betriebe oder Einrichtungen, deren Feuerwehren Mitglieder eines
Feuerwehrverbandes sind, tragen die Beitrdge, wenn der Feuerwehrverband dem
Landesfeuerwehrverband angehért. Der Freistaat Sachsen und die Landkreise stellen den
Feuerwehrverbénden finanzielle Mittel nach MaBgabe des Haushaltsplanes zur Verfugung.

§17
Gemeindewehrleiter

(1) Der Gemeindewehrleiter leitet die Gemeindefeuerwehr. Ortsfeuerwehren werden von einem
Ortswehrleiter geleitet. Sie unterliegen den Weisungen des Gemeindewehrleiters.

(2) Der Gemeindewehrleiter, der Ortswehrleiter sowie deren Stellvertreter werden auf der Grundlage
einer Satzung der Gemeinde gewahlt und fiir die Dauer von funf Jahren berufen. Die Wahlbewerber
mussen persénlich und fachlich far ihr Amt geeignet sein. Sie kénnen vor Ablauf ihrer Amtszeit aus
wichtigem Grund von der Gemeinde abberufen werden.

(3) Der Gemeindewehrleiter ist fiir die Leistungsfahigkeit und die ordnungsgemane
Dienstdurchfihrung der Gemeindefeuerwehr verantwortlich und soll in allen feuerwehr- und
brandschutztechnischen Angelegenheiten beraten.
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§18
Freiwillige Feuerwehren

(1) Angehdrige der Freiwilligen Feuerwehr sind in der Regel ehrenamtlich tatig. Hauptamtliche
Angehdrige der Freiwilligen Feuerwehr sind nach den Grundséatzen fir die Berufsfeuerwehren
einzustellen und auszubilden. Die aktiven Angehérigen der Freiwilligen Feuerwehr sind verpflichtet,
am Dienst und an Aus- und FortbildungsmaBnahmen teilzunehmen.

(2) In den aktiven Feuerwehrdienst kdnnen nur Personen aufgenommen werden, die das

16. Lebensjahr vollendet haben, den gesundheitlichen Anforderungen des Feuerwehrdienstes
entsprechen und die charakterliche Eignung besitzen. Feuerwehrdienst kénnen alle geeigneten
Personen in den Gemeinden leisten, in denen sie wohnen oder einer regelmaBigen Beschaftigung
oder Ausbildung nachgehen oder in sonstiger Weise regelmaBig fur Einsatze zur Verfligung stehen.
Dabei sollen Feuerwehrangehdrige die in § 17 Abs. 1 und 2 Satz 1 genannten Fiihrungs- und
Stellvertretungsfunktionen ausschlieBlich bei der Gemeindefeuerwehr ihres ersten Wohnsitzes
Ubernehmen. Feuerwehrdienst kann in bis zu zwei Feuerwehren geleistet werden. Die Belange der
Feuerwehr der Gemeinde, in der eine der Feuerwehr angehdrende Person wohnt oder Uiberwiegend
wohnt, sind vorrangig zu berticksichtigen.

(3) Aufnahmegesuche sind schriftlich an den Ortswehrleiter zu richten. Uber die Aufnahme
entscheidet der Gemeindewehrleiter. Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme besteht nicht. Eine
Ablehnung ist dem Antragsteller durch schriftlichen Verwaltungsakt mitzuteilen. Ist die Eignung nicht
mehr gegeben, ist der Angehdrige aus dem aktiven Dienst zu entlassen.

(4) Ungeeignet zum Dienst in der Freiwilligen Feuerwehr sind Personen, die

1. infolge Richterspruchs die Fahigkeit zur Bekleidung éffentlicher Amter nicht besitzen,

2. MaBregeln der Besserung und Sicherung gemaB § 61 des Strafgesetzbuches in der jeweils
geltenden Fassung, mit Ausnahme der Nummer 5 (Entziehung der Fahrerlaubnis),
unterworfen sind oder

3. unter Betreuung oder unter vorlaufige Vormundschaft gestellt sind.

(5) In den Freiwilligen Feuerwehren kénnen Jugendfeuerwehren, Alters- und Ehrenabteilungen sowie
andere Abteilungen gebildet werden. Mitglied der Jugendfeuerwehr kann in der Regel sein, wer das

8. Lebensjahr vollendet hat. 12

§19
Berufsfeuerwehren

In Gemeinden mit Berufsfeuerwehr nimmt der Leiter der Berufsfeuerwehr die Aufgaben des
Gemeindewehrleiters gemaB § 17 Abs. 3 wahr. Er ist fir die Leistungsféhigkeit sdmtlicher 6ffentlicher
Feuerwehren im Gemeindegebiet verantwortlich.

§ 20
Pflichtfeuerwehren

(1) Die Gemeinde hat eine Pflichtfeuerwehr aufzustellen, wenn eine Freiwillige Feuerwehr nicht
zustande kommt. Zur Sicherstellung der Mindeststarke einer Freiwilligen Feuerwehr kénnen auch
einzelne Einwohner und Gemeindebedienstete zum Dienst verpflichtet werden, soweit sie
feuerwehrdienstpflichtig sind.

(2) Feuerwehrdienstpflichtig sind alle Einwohner einer Gemeinde zwischen dem vollendeten 18. und
65. Lebensjahr. Wer in mehreren Gemeinden in der Bundesrepublik Deutschland wohnt, ist
feuerwehrdienstpflichtig nur in der Gemeinde, in der er seine Hauptwohnung hat. Nicht
feuerwehrdienstpflichtig ist, wer den gesundheitlichen Anforderungen des Feuerwehrdienstes nicht
entspricht oder einen wichtigen Grund im Sinne von § 18 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 Nr. 3 bis 5 der
Gemeindeordnung fir den Freistaat Sachsen (SachsGemO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 18. Marz 2003 (SachsGVBI. S. 55, 159), in der jeweils geltenden Fassung, vorbringen kann.

(3) Die Gemeinde zieht die Feuerwehrdienstpflichtigen durch einen Verpflichtungsbescheid zur
Dienstleistung heran.
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(4) Fur die Pflichtfeuerwehren gelten die Vorschriften Uber die Freiwilligen Feuerwehren entsprechend.

§ 21
Betriebliche Feuerwehren

(1) Betriebliche Feuerwehren sind Feuerwehren zum Schutz von Betrieben und Einrichtungen. Die
Verpflichtung der Gemeinde zur Hilfeleistung durch ihre Gemeindefeuerwehr bleibt hiervon unberlhrt.

(2) Betriebsfeuerwehren kénnen auf Antrag ihres Tragers nach Priifung durch die obere Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrde als Werkfeuerwehr anerkannt werden, wenn
Leistungsstand und Ausristung den Anforderungen entsprechen. Die Kosten der Aufstellung,
Ausristung und Unterhaltung hat der Tréger des Betriebes oder der Einrichtung zu tragen. Die obere
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde kann jederzeit den Leistungsstand
und die Ausristung der Werkfeuerwehren Uberpriifen und die Vorlage von Einsatzberichten verlangen.
Erflllt eine Werkfeuerwehr die Voraussetzungen far inre Anerkennung nicht mehr, ist die
Anerkennung zu widerrufen.

(3) Betriebe und Einrichtungen mit Werkfeuerwehr sind fiir den abwehrenden Brandschutz im eigenen
Bereich zustéandig. Wenn die Gefahr nicht mit eigenen Kraften oder Mitteln beseitigt werden kann, ist
die Gemeinde unverziglich zu benachrichtigen. Gemeinden sind bei Anforderung durch den Tréger
der Werkfeuerwehr zur Hilfeleistung verpflichtet.

(4) Besonders brand- oder explosionsgefahrdete Betriebe oder Einrichtungen kénnen durch die obere
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde verpflichtet werden, eine
Werkfeuerwehr aufzustellen, auszurlisten und zu unterhalten. Gleiches gilt, wenn durch andere
besondere Gefahren im Schadensfall eine groBere Anzahl von Personen geféhrdet ist und durch das
Bestehen einer Werkfeuerwehr die Gefahrdung gemindert wird.

(5) Auf Ersuchen einer Gemeinde ist eine Werkfeuerwehr auch auBerhalb des Betriebes oder der
Einrichtung zur Brandbek&mpfung und technischen Hilfe verpflichtet, wenn nicht die Wahrnehmung
eigener Aufgaben vorrangig ist. Auf Antrag sind dem Trager der Werkfeuerwehr die Aufwendungen
von der Gemeinde, in deren Gebiet Hilfe geleistet wurde, zu erstatten.

(6) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde wird erméchtigt, das
Nahere zur Anerkennung von Werkfeuerwehren, Mindestanforderungen an Personal, Ausriistung und

Unterhaltung sowie ihre Dienstgrad- und Funktionsabzeichen durch Rechtsverordnung zu regeln. '3

§22
Brandverhiitungsschau

(1) Grundstiicke, Gebaude, Betriebe, Einrichtungen und Anlagen mit einer erhéhten Brand- und
Explosionsgefahr sowie Waldflachen unterliegen einer regelméBigen Brandverhitungsschau. Das gilt
auch dann, wenn bei Ausbruch eines Brandes eine gréBere Anzahl von Personen oder
unwiederbringliches Kulturgut geféhrdet sind. Die Vorschriften lber die Feuerstattenschau bleiben
unbertihrt.

(2) Brandverhltungsschauen werden in Gemeinden mit Berufsfeuerwehren durch Angehérige der
Berufsfeuerwehr, in Gemeinden mit hauptamtlichen Angehérigen der Feuerwehr von diesen und in
den Ubrigen Gemeinden durch geeignete Angehérige der Freiwilligen Feuerwehr durchgefihrt.
Gemeinden ohne geeignete Angehdrige der Freiwilligen Feuerwehr stellt der Landkreis sein
geeignetes Personal zur Durchfiihrung der Brandverhitungsschauen zur Verfugung. Er kann Ersatz
der entstandenen Kosten verlangen. § 4 SachsVwKG findet keine Anwendung.

(3) In Betrieben und Einrichtungen mit Werkfeuerwehr kann die Brandverhitungsschau im
Einvernehmen mit der 6értlichen Brandschutzbehérde durch Angehérige der Werkfeuerwehr
durchgefiihrt werden.

(4) Brandverhitungsschauen sind durch die Eigentiimer und Besitzer von Grundsticken, Gebauden,
Betrieben, Einrichtungen, Anlagen oder Waldflachen zu dulden.

(5) Die Brandverhitungsschau hat unter Beteiligung der zustandigen Fachbehdrden zu erfolgen.

(6) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde wird erméachtigt, das
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Nahere zu den fachlichen Voraussetzungen der Angehérigen der Feuerwehr, die
Brandverhitungsschauen durchfiihren, zur Mitwirkung anderer Behérden und zur Kostenerstattung
durch Rechtsverordnung zu regeln.

§23
Brandsicherheitswachen

(1) Veranstaltungen und Arbeiten, bei denen ein erhdhtes Brandrisiko besteht oder bei denen bei
Ausbruch eines Brandes eine gréBere Anzahl von Personen geféhrdet wirde, dirfen nur in
Anwesenheit einer Brandsicherheitswache stattfinden. Andere gesetzliche Regelungen bleiben
unbertihrt.

(2) Veranstaltungen nach Absatz 1 sind der Gemeinde rechtzeitig anzuzeigen. Wird die
Brandsicherheitswache nicht von der Gemeinde gestellt, ist der Veranstalter zur Stellung verpflichtet.

(3) Brandsicherheitswachen sind durch Angehérige der Feuerwehren oder durch andere Personen, die
Uber die erforderlichen Fachkenntnisse verfigen, zu besetzen.

(4) Die Brandsicherheitswache darf Anordnungen und MaBnahmen zur Bekdmpfung und Verhiitung
von Branden sowie zur Sicherung der Rettungs- und Angriffswege der Feuerwehr treffen.

§24
Landesbranddirektor, Bezirks- und Kreisbrandmeister

(1) Der Landkreis bestellt einen hauptamtlichen Kreisbrandmeister. Dieser muss fiir den gehobenen
feuerwehrtechnischen Dienst befahigt sein oder eine entsprechend geeignete hauptberufliche
Tétigkeit austiben. Der Kreisfeuerwehrverband ist vor der Bestellung zu héren.

(2) Der Kreisbrandmeister Uberpruft Aufstellung, Ausristung, Leistungsstand und Einsatzbereitschaft
der Feuerwehren. Er unterstiitzt die Uberdrtliche Zusammenarbeit. Ihm kénnen auch Aufgaben des
Katastrophenschutzes Ubertragen werden.

(3) Der Landkreis kann einen oder mehrere Stellvertreter des Kreisbrandmeisters flr die Dauer von
sechs Jahren bestellen. Die Aufgabe kann ehrenamtlich wahrgenommen werden. Vor der Bestellung
ist der Kreisfeuerwehrverband zu hdren. Der Beschluss Uber die Bestellung ist der
Rechtsaufsichtsbehérde anzuzeigen. Den Stellvertretern kénnen Aufgaben des Kreisbrandmeisters
fur einen Teilbereich des Landkreises Ubertragen werden.

(4) Die obere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrde bestellt einen
hauptamtlichen Bediensteten mit feuerwehrtechnischer Ausbildung zum Bezirksbrandmeister. Der
Landesfeuerwehrverband ist vor der Bestellung zu héren.

(5) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde bestellt einen
hauptamtlichen Bediensteten mit der Befahigung zum héheren feuerwehrtechnischen Dienst zum

Landesbranddirektor. Der Landesfeuerwehrverband ist vor der Bestellung zu héren. 14

Abschnitt 4
Rettungsdienst

§ 25
Rettungszweckverbande,
Bereichsbeirat fiir den Rettungsdienst

(1) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde setzt im Benehmen
mit den betroffenen Landkreisen, Kreisfreien Stadten und Rettungszweckverbanden sowie den
Kostentragern durch Rechtsverordnung Rettungsdienstbereiche fest. Ein Rettungsdienstbereich kann
mehrere Landkreise und Kreisfreie Stadte umfassen.

(2) Die Landkreise und Kreisfreien Stédte, die zu einem Rettungsdienstbereich gehéren, bilden einen
Zweckverband (Rettungszweckverband). Kommt innerhalb einer von der Aufsichtsbehdrde gesetzten
angemessenen Frist der Rettungszweckverband nicht zustande, verfligt die Aufsichtsbehérde die

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 13.03.2014 Seite 14 von 38


https://www.revosax.sachsen.de/#FNID_14

SachsBRKG

Bildung des Rettungszweckverbandes und erlasst die Rettungszweckverbandssatzung.

(3) Zur Beratung und Unterstlitzung in Fragen des Rettungsdienstes bestellt der Trager des
Rettungsdienstes fiir jeden Rettungsdienstbereich einen Bereichsbeirat fir den Rettungsdienst, der in
grundséatzlichen Angelegenheiten zu héren ist. Dem Bereichsbeirat gehéren insbesondere an

1. ein Vertreter der Aufsichtsbehérde,

2. jeweils ein Vertreter der Leistungserbringer, denen im Rettungsdienstbereich die
Durchfiihrung von Notfallrettung und Krankentransport Gbertragen worden ist,

jeweils ein Vertreter der Verbande oder értlichen Gliederungen der Kostentrager,
jeweils ein Vertreter der Ortlichen Krankenhguser, die im Rettungsdienst mitwirken,
ein Vertreter der Sachsischen Landesarztekammer,

ein Vertreter der Kassenarztlichen Vereinigung Sachsen und

N o o s~

ein Vertreter der Arbeitsgemeinschaft Sachsischer Notarzte oder ein im
Rettungsdienstbereich tatiger Leitender Notarzt.

(4) Der Trager des Rettungsdienstes erlasst eine Geschaftsordnung, beruft den Bereichsbeirat fiir den
Rettungsdienst bei Bedarf oder auf Verlangen eines Viertels der Mitglieder ein und leitet die
Sitzungen. Zu den Sitzungen kdnnen Vertreter von Behdrden und fachkundige Personen
hinzugezogen werden. Die Kosten des Bereichsbeirates fir den Rettungsdienst tragt der Trager des
Rettungsdienstes.

§ 26
Rettungsdienstplanung

(1) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdérde stellt im Benehmen
mit den Tragern des bodengebundenen Rettungsdienstes und den Kostentragern einen
Landesrettungsdienstplan auf und passt ihn der Entwicklung an. Die Erfordernisse der Raumordnung
sind zu beachten. Im Landesrettungsdienstplan werden die Grundziige einer bedarfsgerechten und
wirtschaftlichen Versorgung der Bevélkerung mit leistungsfahigen Einrichtungen des
Rettungsdienstes festgelegt. Der Landesrettungsdienstplan wird als Rahmenplan erstellt und durch
die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde als Rechtsverordnung
erlassen. Auf das Einvernehmen mit den Kostentrégern ist hinzuwirken. Der
Landesrettungsdienstplan enthalt auch Festlegungen zu den Bereichen und Standorten der
Leitstellen.

(2) Der Trager des Rettungsdienstes stellt auf der Grundlage des Landesrettungsdienstplans nach
Anhérung des Bereichsbeirats fir den Rettungsdienst im Benehmen mit den Kostentragern flr jeden
Rettungsdienstbereich einen Bereichsplan auf. Dieser bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehdrde.
Vor Erteilung der Genehmigung hort die Aufsichtsbehdrde die Kostentrager und die Trager des
Rettungsdienstes. Im Bereichsplan sind insbesondere die Anzahl der Rettungswachen, deren
Standorte und Einsatzbereiche, geeignete Behandlungseinrichtungen sowie die Anzahl und
Vorhaltedauer der Krankenkraftwagen und der Notarzt-Einsatzfahrzeuge festzulegen. Die
Rettungswachen sollen zu funktionell und wirtschaftlich tragfahigen Rettungswachenbereichen
zusammengefasst werden. Die Bereiche und Standorte der Leitstellen sind zu Gbernehmen. Zur
Notfallrettung soll der Einsatzort mit bodengebundenen Rettungsmitteln innerhalb einer Fahrzeit von
zehn Minuten erreichbar sein; dies gilt nicht fir Bergwacht und Wasserrettungsdienst. Die oberste
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrde wird ermachtigt, Naheres zum Inhalt

des Bereichsplans und zur Einhaltung einer Hilfsfrist im Landesrettungsdienstplan zu regeln. 15

§ 27
Rettungsmittel

Die Rettungsmittel sollen den jeweils anerkannten Regeln der Technik und dem Stand der
Notfallmedizin angepasst werden.

§ 28
Notérztliche Versorgung
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(1) Im Rettungsdienst wirken geeignete Arzte mit. Die Eignungsvoraussetzungen werden im
Einvernehmen mit dem Staatsministerium fir Soziales und Verbraucherschutz durch Satzung der
Sachsischen Landeséarztekammer festgelegt. Der Indikationskatalog fiir den Notarzteinsatz und
Bestimmungen zur Art der Dokumentation der Notarzteinsétze werden im Landesrettungsdienstplan
festgelegt.

(2) Die Krankenkassen und ihre Verbande sowie die Verbéande der Ersatzkassen stellen einheitlich
und gemeinsam die notarztliche Versorgung im Rettungsdienst sicher. Dies schlieBt die Erstellung
des Dienstplanes flr den Notarztdienst ein. Bei der Erflllung des Sicherstellungsauftrages wirken die
Krankenkassen und ihre Verbande sowie die Verbande der Ersatzkassen mit niedergelassenen
Arzten, Krankenhdusemn, der Arbeitsgemeinschaft Sachsischer Notarzte, der Kassenarztlichen
Vereinigung Sachsen, der Sachsischen Landesarztekammer und den Tragern des Rettungsdienstes
zusammen koordinierend. Die durch die Sicherstellung der notarztlichen Versorgung entstehenden
Kosten sind Kosten des Rettungsdienstes; eine Kostenerstattung durch die oberste Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde oder die Trager des Rettungsdienstes ist
ausgeschlossen. Die Kosten der Krankenh&user flir den Einsatz von Krankenhausérzten im
Rettungsdienst sind gesondert zu erfassen und getrennt von der Vergiitung der Ubrigen
Krankenhausleistungen zu vereinbaren.

(3) Die Krankenhauser stellen Arzte fiir den Rettungsdienst zur Verfligung. Die niedergelassenen
Arzte haben im Rettungsdienst mitzuwirken. Die in Absatz 2 Satz 1 Genannten schlieBen einheitlich
und gemeinsam die zur Sicherstellung der notarztlichen Versorgung erforderlichen Vertrage.

(4) Die Kassenarztliche Vereinigung Sachsen und die S&chsische Landesérztekammer sind
verpflichtet, die in Absatz 2 Satz 1 Genannten bei der Sicherstellung der notarztlichen Versorgung zu
unterstiitzen. Die in Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 Genannten sowie die Krankenhausgesellschaft
Sachsen kénnen zur Sicherstellung der notarztlichen Versorgung Rahmenvereinbarungen schlieen.

(5) Bei Krankentransporten zur Verlegung zwischen Krankenhdusern hat das abgebende
Krankenhaus bei Bedarf die arztliche Betreuung sicherzustellen. Krankenhaus und Kostentrager
treffen Vereinbarungen Uber die Erstattung der hierfir erforderlichen Kosten.

(6) Der Trager des bodengebundenen Rettungsdienstes bestellt zur Erflllung seiner Aufgaben einen
Arztlichen Leiter Rettungsdienst, dem insbesondere die Sicherung der Qualitat der
rettungsdienstlichen Versorgung obliegt. N&heres wird im Landesrettungsdienstplan geregelt. Die

Kosten des Arztlichen Leiters Rettungsdienst sind Kosten des Rettungsdienstes. 16

§29
Personal, Fahrzeuge, Ausstattung und Ausriistung

(1) Bei Notfallrettungs- und Krankentransporteinsdtzen haben mindestens zwei fachlich geeignete
Personen mitzuwirken. Naheres wird im Landesrettungsdienstplan geregelt.

(2) Fir die Notfallrettung und den Krankentransport sind geeignete Krankenkraftwagen einzusetzen.
Naheres wird im Landesrettungsdienstplan geregelt.

(3) Die Beschaffung der zur Durchfiihrung von Notfallrettung und Krankentransport benétigten
Fahrzeuge und der Ausstattungs- und Ausriistungsgegenstande erfolgt durch den Leistungserbringer
oder den Trager des bodengebundenen Rettungsdienstes. Der Trager des bodengebundenen
Rettungsdienstes entscheidet im Benehmen mit den Kostentragern nach Bedarf und wirtschaftlichen
Gesichtspunkten.

(4) Fur den Betrieb, die Ausrustung und Beschaffenheit sowie die Untersuchung der Fahrzeuge gelten
die §§ 2 bis 8, 11, 16 bis 19, 30 und 41 bis 43 der Verordnung Uber den Betrieb von
Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr ( BOKraft) vom 21. Juni 1975 (BGBI. | S. 1273), die
zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 8. November 2007 (BGBI. | S. 2569) geandert worden ist,
in der jeweils geltenden Fassung, entsprechend. § 9 BOKraft gilt mit der MaBgabe, dass auf
Krankenkraftwagen eingesetzte Personen auch dann ihre Tatigkeit nicht ausiben dirfen, wenn sie
oder Angehdrige ihrer hauslichen Gemeinschaft krankheitsverdachtig, ansteckungsverdachtig,
Ausscheider oder ausscheidungsverdachtig im Sinne von § 2 des Gesetzes zur Verhiitung und
Bekampfung von Infektionskrankheiten beim Menschen ( Infektionsschutzgesetz — IfSG) vom

20. Juli 2000 (BGBI. | S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2011 (BGBI. |

S. 1622) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, sind. 17
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§ 30
Luftrettungsdienst

(1) Der Luftrettungsdienst erganzt und unterstiitzt den bodengebundenen Rettungsdienst. Im
Landesrettungsdienstplan sind die Art der Einsatze, die Anzahl der zur Durchfiihrung von
Notfallrettung und Verlegung von Notfallpatienten verwendeten Luftfahrzeuge, ihre Standorte und
Einsatzbereiche sowie die Qualifikation des einzusetzenden Personals festzulegen.

(2) Die Leitstelle, die fir den Standort des Luftfahrzeugs zustandig ist, veranlasst und lenkt Einsatze
im Rahmen des Luftrettungsdienstes ungeachtet der Grenzen der Rettungsdienstbereiche. Die
oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrde darf die értliche
Zustandigkeit von Leitstellen im Landesrettungsdienstplan abweichend von Satz 1 regeln. Die
Leitstelle fihrt einen Kosten- und Leistungsnachweis nach betriebswirtschaftlichen Grundsétzen und
erhebt auf dieser Grundlage eine Vermittlungspauschale fiir die Einsatzvermittlung und die
Koordination von den jeweiligen Leistungserbringern.

(3) Der Trager des Luftrettungsdienstes richtet eine Zentrale Koordinierungsstelle ein, die die
Verlegung von Notfallpatienten mit Luftfahrzeugen steuert. Das Nahere regelt der
Landesrettungsdienstplan.

(4) Die Kosten der Zentralen Koordinierungsstelle sind Kosten des Rettungsdienstes. Absatz 2
Satz 3 gilt entsprechend.

§ 31
Mitwirkung im Rettungsdienst

(1) Notfallrettung und Krankentransport diirfen nur auf der Grundlage eines &ffentlich-rechtlichen
Vertrages durchgefliihrt werden. Der Trager des Rettungsdienstes Ubertrégt die Durchfiihrung der
Notfallrettung und des Krankentransportes nach einem Vergabeverfahren durch 6ffentlich-rechtlichen
Vertrag auf private Hilfsorganisationen oder andere Unternehmer (Leistungserbringer). Fur den
bodengebundenen Rettungsdienst sind die Verfahren nach dem Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschrankungen ( GWB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 2005
(BGBI. | S. 2114; 2009 | S. 3850), zuletzt geandert durch Artikel 2 Abs. 62 des Gesetzes vom

22. Dezember 2011 (BGBI. | S. 3044), in der jeweils geltenden Fassung, durchzufihren.

(2) Vor Bekanntmachung einer beabsichtigten Auftragsvergabe zur Durchfiihrung von Notfallrettung
und Krankentransport ist mit den Kostentragern auf das Einvernehmen zu den kostenrelevanten
Unterlagen hinzuwirken.

(3) Die Lose sollen den im Bereichsplan nach § 26 Abs. 2 Satz 1 festgelegten
Rettungswachenbereichen entsprechen. Die Leistung ist auf Grundlage des genehmigten
Bereichsplans eindeutig und umfassend zu beschreiben.

(4) Zum Nachweis der Eignung hat sich der Trager des Rettungsdienstes zu vergewissern, dass

1. die Sicherheit und Leistungsfahigkeit des Betriebes gewahrleistet sind,

2. keine Tatsachen vorliegen, die Zweifel an der Zuverlassigkeit des Leistungserbringers oder
der zur Fiihrung der Geschéafte bestellten Person begriinden,

3. der Leistungserbringer oder die zur Fiihrung der Geschéfte bestellte Person fachlich geeignet
ist und

4, der Leistungserbringer zur Mitwirkung bei der Bewaltigung von GroBschadensereignissen
geeignet ist.

(5) Der Zuschlag ist auf das wirtschaftlichste Angebot zu erteilen. Als Zuschlagskriterien sollen
insbesondere der Angebotspreis, ein Umsetzungskonzept und die Mitwirkung im Katastrophenschutz
berticksichtigt werden.

(6) Der Vertrag soll auf die Dauer von sieben Jahren befristet werden. Er enthalt insbesondere
Bestimmungen zu:

1. den geltenden Rechtsvorschriften,
2. dem Leistungsumfang,
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3. der Qualifikation und Fortbildung des Personals,

4, der Héhe der Vergiitung mit Offnungsklausel fir notwendige Anpassungen,

5. der Haftung und dem Versicherungsschutz,

6. der Absicherung des Tragers im Insolvenzfall des Leistungserbringers,

7. den Weisungs-, Prifungs- und Kontrollrechten des Tragers des Rettungsdienstes,
8. den Dokumentationspflichten sowie

9. der Beendigung des Vertrages.

Das Vergabeverfahren soll ein Jahr vor Vertragsablauf durchgeftihrt werden.

(7) In Stadten, die eine Berufsfeuerwehr eingerichtet haben, kann der Trager des Rettungsdienstes
von der Ubertragung von héchstens einem Viertel der im Bereichsplan fiir die Stadt festgelegten
Einsatzbereiche absehen. Bei den GroBen Kreisstadten, die aufgrund von § 2 Abs. 2 SachsKrGebNG
die Kreisfreiheit verloren und eine Berufsfeuerwehr eingerichtet haben, wird auf Antrag beim Trager
des Rettungsdienstes von der Ubertragung von hdchstens einem Viertel der im Bereichsplan fiir
diese Stadt festgelegten Einsatzbereiche abgesehen.

(8) Soweit die bedarfsgerechte Versorgung mit Leistungen des Rettungsdienstes nicht nach den
Abséatzen 1 und 7 sichergestellt ist, fihrt der Trager des Rettungsdienstes diese selbst durch.

(9) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde wird erméachtigt,
Naheres zu den rettungsdienstlichen Anforderungen im Vergabeverfahren im

Landesrettungsdienstplan zu regeln. 18

§ 32
Benutzungsentgelte

(1) Der Trager des Rettungsdienstes vereinbart mit den Kostentrégern einheitliche, leistungsgerechte
Entgelte fir den Rettungsdienst. Die Entgelte sind so zu bemessen, dass auf der Grundlage einer
sparsamen und wirtschaftlichen Betriebsflhrung ein bedarfsgerechter, leistungsfahiger und
wirtschaftlicher Rettungsdienst gewahrleistet ist. Die Entgelte umfassen insbesondere die nach § 31
Abs. 6 Satz 2 Nr. 4 vereinbarten Vergitungen, die Kosten der Errichtung und Unterhaltung
rettungsdienstlicher Einrichtungen nach § 34 einschlieBlich Abschreibungen, Miet- und Pachtzinsen
sowie die Verwaltungskosten der Tréger des Rettungsdienstes. Fehleinsétze und uneinbringliche
Forderungen sind grundséatzlich in die Entgeltbemessung einzubeziehen.

(2) Der Trager des Rettungsdienstes flhrt einen Kosten- und Leistungsnachweis nach
betriebswirtschaftlichen Grundséatzen, der es ermdglicht, die Wirtschaftlichkeit der
Leistungserbringung zu beurteilen. Die Kostentrager haben einen Anspruch auf Offenlegung aller
Daten, die der Berechnung leistungsgerechter Entgelte zu Grunde liegen.

(3) Kommt eine Vereinbarung Uber die Héhe der Entgelte innerhalb von drei Monaten nicht zustande,
hat die Schiedsstelle fir den Rettungsdienst auf Antrag einer der Beteiligten zu entscheiden.

(4) Fir die Leistungen der Luftrettung vereinbaren die Leistungserbringer mit den Kostentragern
leistungsgerechte Benutzungsentgelte. Kommt eine Vereinbarung Uber ein Benutzungsentgelt
innerhalb einer angemessenen Frist nicht zustande, entscheidet die Schiedsstelle fir den
Rettungsdienst.

(5) Die vereinbarten oder festgesetzten Benutzungsentgelte sind fir alle in der gesetzlichen
Krankenversicherung versicherten Benutzer des Rettungsdienstes verbindlich. Fiir andere Benutzer

kénnen Gebiihren durch Satzung festgelegt werden. '°

§33
Schiedsstelle fiir den Rettungsdienst

(1) Die Schiedsstelle fir den Rettungsdienst besteht bei Anrufung nach § 32 Abs. 3 aus

1. einem Vorsitzenden, den die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehdrde im Einvernehmen mit dem Staatsministerium fir Soziales und
Verbraucherschutz benennt,
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2. drei Mitgliedern auf Vorschlag der Kostentrager,

3. zwei Mitgliedern auf Vorschlag des Sachsischen Landkreistages,

4, einem Mitglied auf Vorschlag des Sachsischen Stédte- und Gemeindetages.
(2) Bei Anrufung nach § 32 Abs. 4 Satz 2 besteht sie aus

dem Vorsitzenden gemaB Absatz 1 Nr. 1,
drei Mitgliedern auf Vorschlag der Kostentrager,
zwei Mitgliedern auf Vorschlag der Luftrettungsunternehmen und

LN

einem Mitglied benannt durch die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde.

(3) Fir jedes Mitglied ist auch ein Vertreter vorzuschlagen. Die Mitglieder der Schiedsstelle und deren
Vertreter werden durch die Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde fir die
Dauer von funf Jahren bestellt. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, wird ein neues Mitglied fiir den
Rest der Amtszeit des Ausscheidenden vorgeschlagen und bestellt.

(4) Die Schiedsstelle entscheidet nach mindlicher Erérterung mit den Beteiligten binnen drei Monaten
nach ihrer Anrufung. Gegen die Entscheidung der Schiedsstelle ist der Verwaltungsrechtsweg
gegeben. Ein Vorverfahren findet nicht statt. Die Klage gegen die Entscheidung der Schiedsstelle hat
keine aufschiebende Wirkung.

(5) Die Mitglieder der Schiedsstelle sind ehrenamtlich tatig. Sie sind an Weisungen nicht gebunden.
Jedes Mitglied hat eine Stimme. Die Entscheidungen werden mit der Mehrheit der Stimmen der
Mitglieder getroffen.

(6) Bei Anrufung nach § 32 Abs. 3 tragen die Kostentrager und der Trager des Rettungsdienstes die
Kosten der Schiedsstelle zu gleichen Teilen. Bei Anrufung nach § 32 Abs. 4 Satz 2 tragen die
Kostentrager, das Luftrettungsunternehmen und der Freistaat Sachsen die Kosten zu gleichen Teilen.
Die Kosten der Schiedsstelle sind nicht Kosten des Rettungsdienstes.

(7) Die Schiedsstelle gibt sich eine Schiedsordnung, die der Genehmigung des Staatsministeriums
fir Soziales und Verbraucherschutz bedarf. Die Geschéftsstelle der Schiedsstelle wird beim
Staatsministerium fir Soziales und Verbraucherschutz eingerichtet. Die entsendenden Stellen nach
Absatz 1 Nr. 2 bis 4 kdnnen der obersten Brandschutz-, Rettungsdienst- und

Katastrophenschutzbehdrde Vorschlage fir die Benennung des Vorsitzenden machen. 20

§34
Einrichtungen des Tragers
des bodengebundenen Rettungsdienstes

(1) Dem Trager des bodengebundenen Rettungsdienstes sowie den Landkreisen und Kreisfreien
Stadten im Rahmen ihrer Zusténdigkeit fir den Brandschutz obliegen die betriebsnotwendige
Unterhaltung der Leitstellen nach § 11 Abs. 1 und § 76 Abs. 2. Fur die dem Rettungsdienst
zuordenbaren Kosten gilt § 32.

(2) Dem Trager des bodengebundenen Rettungsdienstes sowie den Landkreisen und Kreisfreien
Stadten im Rahmen ihrer Zusténdigkeit fir den Brandschutz obliegen der Umbau, die Erweiterung
oder der Neubau (Errichtung) von Leitstellen nach § 11 Abs. 1. Die entstehenden Kosten sind zur
Hélfte Kosten des Rettungsdienstes, wenn die MaBnahme der Errichtung nach Satz 1 bis zum
30. Juni 2011 begonnen wurde.

(3) Dem Trager des bodengebundenen Rettungsdienstes obliegt der Umbau, die Erweiterung oder der
Neubau (Errichtung) und die Unterhaltung von Rettungswachen und sonstigen fiir die Durchfiihrung
der Notfallrettung oder des Krankentransportes benétigten baulichen Anlagen. Die hierfir
erforderlichen Kosten sind Kosten des Rettungsdienstes, soweit diese Einrichtungen der

Durchfiihrung von Notfallrettung und Krankentransport dienen. 2

§35
GroBschadensereignis

(1) Die Trager des Rettungsdienstes stellen die rettungsdienstliche Versorgung bei einem
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GroBschadensereignis sicher. § 37 Abs. 2 gilt entsprechend. Nahere Bestimmungen zu den
organisatorischen und planerischen VorsorgemaBnahmen sowie zu den Aufgaben der Tréger werden
im Landesrettungsdienstplan geregelt.

(2) Die arztliche Versorgung soll durch einen Leitenden Notarzt koordiniert werden. Er wird bei
taktischen und organisatorischen Aufgaben durch einen Organisatorischen Leiter Rettungsdienst
unterstitzt. Sie sind ehrenamtlich tatig und werden vom Trager des Rettungsdienstes bestellt. Die

durch ihren Einsatz entstehenden Kosten sind Kosten des Rettungsdienstes. 22

Abschnitt 5
Katastrophenschutz

§ 36
Vorbereitende Aufgaben

(1) Die unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrden haben zur
Vorbereitung auf den Eintritt von Katastrophen nach pflichtgemaBem Ermessen insbesondere

1. besondere Flhrungseinrichtungen in der Behérde und firr den Einsatzort zu bilden,
zu untersuchen, welche Katastrophengefahren drohen,

3. auf die Aufstellung, angemessene Ausbildung, Ausstattung, Unterbringung und
Einsatzfahigkeit der Krafte und Mittel fir die Katastrophenbekdmpfung entsprechend dem
vorhandenen Gefahrenpotenzial hinzuwirken und dies zu Uberwachen,

4. die fir die Katastrophenbekdmpfung vorhandenen Kréafte und Mittel zu erfassen und sich
regelmaBig Uber deren Einsatzfahigkeit zu informieren,

5. allgemeine Katastrophenschutzplane und, soweit erforderlich, besondere Alarm- und
Einsatzplane sowie externe Notfallplane zu erstellen und fortzuschreiben,

6. die jederzeitige Entgegennahme und Auswertung von Meldungen und die unverzigliche
Ubernahme der Leitung der Katastrophenbekampfung zu gewahrleisten,

7. die schnelle Alarmierung der an der Katastrophenbek@dmpfung Beteiligten jederzeit
sicherzustellen und die fir die Leitung der Katastrophenbek@mpfung notwendige Ausstattung
bereitzuhalten,

die zur Warnung der Bevélkerung erforderlichen Warnmittel vorzuhalten,

9. regelmaBig Katastrophenschutzibungen unter Beteiligung von nach § 39 Abs. 1 und § 40 im
Katastrophenschutz Mitwirkenden, der Betreiber von Anlagen mit besonderem
Gefahrenpotenzial (§ 57) und der Angehdérigen der Berufe des Gesundheitswesens (§ 56
Abs. 2) durchzuflhren sowie

10. fir die Durchflihrung einer Analyse von Katastrophengefahren unter Nutzung eines durch die
oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde bereitzustellenden
Informationsprogramms fiir das Katastrophenmanagement zu sorgen.

(2) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde wird erméachtigt, das
Nahere zur Durchfihrung einer landesweiten Analyse von Katastrophengefahren und Anwendung
eines Informationsprogrammes fiir das Katastrophenmanagement durch Rechtsverordnung zu regeln.

§ 37
Aufgaben bei Katastrophen

(1) Nach dem Auslésen des Katastrophenalarms leitet die untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde die Katastrophenbekdmpfung. Sie hat dazu alle MaBnahmen zu treffen,
die nach pflichtgem&Bem Ermessen erforderlich sind, insbesondere

1. die Arbeitsfahigkeit ihrer besonderen Flhrungseinrichtung und der Technischen
Einsatzleitung zu gewahrleisten,

2. auf den Schutz gefahrdeter Rechtsguter im Sinne von § 2 Abs. 3 vor den Einwirkungen des
Katastrophengeschehens hinzuwirken,

3. den Einsatz von Kréaften, die zur Bekdmpfung des Katastrophengeschehens und zur
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Minderung seiner Auswirkungen geeignet sind, anzuordnen,
erforderliche Hilfeleistungen anzufordern,

5. Auskunftsstellen zur Erfassung von Personen zum Zwecke der Vermisstensuche und der
Familienzusammenfihrung einzurichten,

6. die Sammlung und Auswertung von Schadensmitteilungen zu veranlassen.

(2) Die unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrden diirfen bis zur
Aufhebung des Katastrophenalarmes personenbezogene Daten bei Dritten erheben, soweit dies zur
Erflllung ihrer Aufgaben nach Absatz 1 Nr. 1 bis 5 erforderlich ist. Diese haben die
personenbezogenen Daten zu Ubermitteln. Die unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérden sollen das Errichten und Betreiben von Auskunftsstellen nach Absatz 1
Nr. 5 dem Deutschen Roten Kreuz (Suchdienst) Ubertragen. Die in den Auskunftsstellen
gesammelten personenbezogenen Daten dirfen nur zum Zwecke der Vermisstensuche und der
Familienzusammenfihrung verarbeitet werden. Sie sind zu lI6schen, wenn sie fir diese Zwecke nicht
mehr bendtigt werden.

§ 38
Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes

(1) Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes sind gegliederte Zusammenfassungen
von Kraften und Mitteln, die unter einheitlicher Filhrung stehen und zu deren Aufgaben die
Hilfeleistung im Katastrophenschutz gehdért, insbesondere in den Bereichen

1. Abwehr von Gefahren durch Freisetzung atomarer, biologischer oder chemischer Stoffe
(ABC-Gefahrenabwehr),

2. Brandschutz,

3. Sanitatswesen,

4. Betreuung,

5. Wasserrettung.

(2) Trager der Einheiten und Einrichtungen des Brandschutzes und der ABC-Gefahrenabwehr-
Einheiten sind die Landkreise und Kreisfreien Stadte. Trager der Einheiten und Einrichtungen des
Sanitatswesens, der Betreuung und der Wasserrettung sind die nach § 40 im Katastrophenschutz
Mitwirkenden.

(3) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde wird erméachtigt, das
Nahere zur Anzahl, Starke und Gliederung der Einheiten und Einrichtungen durch Rechtsverordnung
zu regeln.

§39
Mitwirkung von anderen Behérden und sonstigen Dritten

(1) Zur Mitwirkung im Katastrophenschutz sind verpflichtet

alle Behorden des Freistaates Sachsen,
die Landkreise,

die Gemeinden,

die kommunalen Zweckverbande und

IS

die sonstigen Kérperschaften, Anstalten und Stiftungen des &ffentlichen Rechts, die der
Aufsicht des Freistaates Sachsen unterstehen und im Gebiet der Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde eigene Zusténdigkeiten besitzen.

Die Verpflichtung besteht nur, soweit die Erfiillung dringender eigener Aufgaben dadurch nicht
ernstlich gefahrdet wird.
(2) Die Pflicht zur Mitwirkung erstreckt sich insbesondere darauf,

1. die zusténdigen Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérden bei der
Aufstellung von allgemeinen Katastrophenschutzplanen, besonderen Alarm- und
Einsatzplanen und externen Notfallplanen zu unterstitzen,
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2. Mitglieder fir die besondere Flhrungseinrichtung in der Behérde zu benennen und
auszubilden,
3. die unverzigliche Abgabe von Meldungen Uber Katastrophen und schwere

Schadensereignisse, bei denen nicht auszuschlieBen ist, dass sie das AusmaR einer
Katastrophe haben oder annehmen kdnnen, an die zustandige Brandschutz-, Rettungsdienst-
und Katastrophenschutzbehdérde sicherzustellen,

4. Alarm- und Einsatzplane fir notwendig werdende eigene MaBnahmen in Abstimmung mit den
Alarm- und Einsatzplanen der zustandigen Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérden auszuarbeiten und fortzuschreiben,

5. an gemeinsamen Katastrophenschutzibungen unter Leitung der zusténdigen Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérden teilzunehmen sowie

6. an der Bekdmpfung von Katastrophen und der dringlichen vorldufigen Beseitigung von
Katastrophenschaden mitzuwirken.

(3) Die nach Absatz 1 Verpflichteten unterrichten die zustandige Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde Uber personelle Starke, Gliederung, Ausbildung und Ausstattung der zur
Bekampfung von Katastrophen verfigbaren Kréfte und teilen wesentliche Verédnderungen
unverziglich mit.

(4) Den Kirchen und Religionsgemeinschaften soll die seelsorgerische Betreuung der Opfer und der
Einsatzkrafte erméglicht werden.

§ 40
Mitwirkung von Leistungserbringern und privaten Hilfsorganisationen im Katastrophenschutz

(1) Leistungserbringer nach § 31 Abs. 1 Satz 2 und private Hilfsorganisationen wirken nach MaBgabe
ihrer Bereitschaftserklarung mit ihren zur Katastrophenbekampfung allgemein geeigneten Kraften und
Mitteln im Katastrophenschutz mit, wenn und soweit sie von der obersten Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde anerkannt worden sind. Die oberste Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrde erkennt die in Satz 1 Genannten, die ihre
Bereitschaft zur Mitwirkung im Katastrophenschutz erklért haben, nach ihrer allgemeinen Eignung
sowie der Art, dem Ort und dem Umfang des Bedarfs an. Die unteren Brandschutz-, Rettungsdienst-
und Katastrophenschutzbehdrden entscheiden gegentiber dem Trager Gber die Eignung der zur
Mitwirkung angebotenen Einheiten und Einrichtungen im Einzelnen. Die oberste Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrde wird ermachtigt, das Néhere zu den
Voraussetzungen der Anerkennung durch Rechtsverordnung zu regeln.

(2) Die Mitwirkung umfasst die Pflicht, nach MaBgabe der Bereitschaftserkldrung einsatzbereite
Katastrophenschutzeinheiten aufzustellen, auszubilden, auszuristen, zu unterhalten, entsprechende
Einrichtungen nach § 38 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 zu errichten und zu unterhalten sowie insbesondere auf
Anordnung der zusténdigen Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde Einsétze
durchzufthren.

§ 41
Helfer im Katastrophenschutz

(1) Helfer im Katastrophenschutz sind Frauen und Manner, die sich gegeniber den Trégern der
Katastrophenschutzeinheiten freiwillig fir eine bestimmte oder unbestimmte Zeit zum ehrenamtlichen
Dienst im Katastrophenschutz verpflichtet haben.

(2) Wehrpflichtige Helfer oder Helfer, die als Kriegsdienstverweigerer anerkannt sind, werden Helfern
nach Absatz 1 gleichgestellt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

) § 42
Ubermittlung von Daten

Die nach § 39 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 Verpflichteten sowie die Kreisfreien Stédte, insbesondere die
Bauaufsichtsbehérden, die Bergbehdrden, die Wasserbehérden und ihre technischen Fachbehérden
sowie die fir die Ausfiihrung des Gesetzes zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschitterungen und &hnliche Vorgange ( Bundes-
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Immissionsschutzgesetzes — BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom

26. September 2002 (BGBI. | S. 3830), gedndert durch Artikel 41 des Gesetzes vom

25. November 2003 (BGBI. | S. 2304, 2308), in der jeweils geltenden Fassung, des Atom- und
Strahlenschutzrechts sowie des Gesetzes zur Regelung der Gentechnik ( Gentechnikgesetz —
GenTG@) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Dezember 1993 (BGBI. | S. 2066), zuletzt
geéndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. August 2002 (BGBI. | S. 3220), in der jeweils
geltenden Fassung, zustandigen Behérden Ubermitteln den zusténdigen Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrden die zur Erflllung der Aufgaben nach §§ 36, 37
Abs. 1, §§ 51 und 57 erforderlichen Daten, insbesondere

1. flr bauliche Anlagen und andere Anlagen zur Gewinnung, Lagerung oder Verarbeitung von
Stoffen oder gentechnisch veréanderten Organismen, von deren Beschaffenheit oder
Handhabung Gefahren flr die Umgebung ausgehen kénnen,

a) den Ort und die Lage,

b) die Namen und Anschriften der Betreiber,

c) die Entstehung, Lagerung, Art, Beschaffenheit und Menge vorhandener oder
moglicherweise entstehender Stoffe, die Gefahren fir die Umgebung verursachen
kénnen,

d) das Ausbreitungs- und Wirkungsverhalten der vorhandenen oder méglicherweise
entstehenden Stoffe,

e) die Bewertung der Gefahren fir die Umgebung der Anlage und

f) die vorhandenen und méglichen Vorkehrungen zum Schutz gegen Gefahren sowie

die méglichen MaBnahmen zur Bekdmpfung von Schiaden,

2. fir Grundstlicke, aus denen sich Gefahren aus der natiirlichen Beschaffenheit oder aus
anderen Umstanden ergeben kénnen,

a) den Ort und die Lage,

b) die Namen und Anschriften der Eigentimer und der Besitzer,
c) die Bewertung der Gefahren flr die Umgebung der Grundstlicke und
d) die vorhandenen und mdéglichen Vorkehrungen zum Schutz gegen Gefahren sowie

die méglichen MaBnahmen zur Bekdmpfung von Schaden.

Die Pflicht zur Ubermittlung beschrankt sich auf die Daten, die von den zustindigen Behérden nach
den gesetzlichen Bestimmungen zu erheben sind. Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehdrde wird in den Féllen der Nummer 2 erméchtigt, das Néhere zu den
Gefahren durch Rechtsverordnung zu regeln.

§43
Externe Notfallpléne fiir schwere Unfélle mit gefahrlichen Stoffen

(1) Soweit fiir Betriebsbereiche im Sinne des § 3 Abs. 5a BImSchG ein Sicherheitsbericht zu
erstellen ist, hat die untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrde einen
externen Notfallplan unter Beteiligung des Betreibers und unter Berlicksichtigung seines internen
Alarm- und Gefahrenabwehrplanes zu erstellen. Externe Notfallpldne missen Angaben enthalten Gber

1. Namen oder Stellung der Personen, die zur Einleitung von SofortmaBnahmen sowie zur
Durchfiihrung und Koordinierung von MaBnahmen auBerhalb des Betriebsgelandes
ermachtigt sind,

2. Vorkehrungen zur Entgegennahme von Friihwarnungen sowie zur Alarmauslésung und zur
Benachrichtigung der Einsatzkréfte,
3. Vorkehrungen zur Koordinierung der zur Umsetzung des externen Notfallplanes notwendigen

Einsatzkrafte und Einsatzmittel,
Vorkehrungen zur Unterstiitzung von AbhilfemaBnahmen auf dem Betriebsgelande,
Vorkehrungen fir AbhilfemaBnahmen auBerhalb des Betriebsgelédndes,

6. Vorkehrungen zur Unterrichtung der Offentlichkeit tiber den Unfall sowie iber das richtige
Verhalten,
7. Vorkehrungen zur Unterrichtung der Einsatzkréafte auslandischer Staaten, anderer L&nder und
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benachbarter Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrden bei einem
schweren Unfall mit méglichen grenziiberschreitenden Folgen.

(2) Die untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde kann im Benehmen mit
der fur die Prifung des Sicherheitsberichts gemaBn § 13 der Zwoélften Verordnung zur Durchfiihrung
des Bundesimmissionsschutzgesetzes ( Stérfall-Verordnung — 12. BImSchV) vom 26. April 2000
(BGBI. | S. 603), in der jeweils geltenden Fassung, zustandigen Behdrde aufgrund der Informationen
in dem Sicherheitsbericht entscheiden, dass sich die Erstellung eines externen Notfallplanes eribrigt.
Die Entscheidung ist zu begriinden und der oberen Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehdrde zur Genehmigung vorzulegen.

(3) Besteht die Mdéglichkeit, dass das Gebiet eines anderen Staates von den grenziberschreitenden
Wirkungen eines Stérfalls in einem Betriebsbereich im Sinne von § 3 Abs. 5a BImSchG betroffen
sein kénnte, machen die unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérden
den von dem Nachbarstaat benannten Behdrden ausreichende Informationen zugénglich, damit diese
gegebenenfalls die Bestimmungen der Artikel 11 bis 13 der Richtlinie 96/82/EG des Rates vom

9. Dezember 1996 zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unféllen mit geféhrlichen Stoffen
(ABI. EG 1997 Nr. L 10 S. 13) anwenden kénnen. Bei einem nahe am Hoheitsgebiet eines anderen
Staates gelegenen Betriebsbereich unterrichten die unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérden die von dem anderen Staat benannten Behérden Uber die Entscheidung
gemanB Absatz 2. Wenn der Nachbarstaat die zu beteiligenden Behérden nicht benannt hat, ist jeweils
die oberste fiir den Katastrophenschutz zustandige Behérde des anderen Staates zu unterrichten.

(4) Soweit das Gebiet einer anderen unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde oder eines benachbarten Bundeslandes von den Wirkungen eines
Storfalls betroffen sein kann, ist die dort zustandige Behérde zu informieren und in die Planung
einzubeziehen. Absatz 3 gilt entsprechend.

§44
Offentliche Auslegung der externen Notfallpléane

(1) Die Entwiirfe der externen Notfallplane sind zur Anhérung der Offentlichkeit fir die Dauer eines
Monats o6ffentlich auszulegen. Wenn durch die 6ffentliche Auslegung bestimmte Informationen eines
externen Notfallplanes eine erhebliche Gefahr flr die 6ffentliche Sicherheit verursachen kénnten, sind
die entsprechenden Abschnitte von der Auslegung auszunehmen und in allgemeiner Form
wiederzugeben. Ort und Dauer der Auslegung sind vorher éffentlich bekannt zu machen mit dem
Hinweis, dass Einwendungen wéhrend der Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift
vorgebracht werden kénnen. Die fristgemaB vorgebrachten Einwendungen sind zu priifen. Das
Ergebnis der Priifung der einzelnen Einwendungen ist dem jeweils die Einwendung Erhebenden
mitzuteilen. Haben mehr als 50 Personen Einwendungen mit im Wesentlichen gleichem Inhalt
vorgebracht, kann die Mitteilung des Ergebnisses der Prifung dadurch ersetzt werden, dass diesen
Personen die Einsicht in das Ergebnis ermdglicht wird. Die Stelle, bei der das Ergebnis der Priifung
wahrend der Dienststunden eingesehen werden kann, ist 6ffentlich bekannt zu machen.

(2) Wird der Entwurf des externen Notfallplanes nach der Auslegung geandert oder erganzt, ist er
erneut dffentlich entsprechend Absatz 1 Satz 1 und 3 auszulegen. Bei der erneuten Auslegung kann
bestimmt werden, dass Einwendungen nur zu den gednderten oder erganzten Teilen vorgebracht
werden kénnen. Werden durch die Anderung oder Erganzung des Entwurfs die Grundziige der
Planung nicht beriihrt oder sind Anderungen oder Erganzungen im Umfang geringfligig oder von
geringer Bedeutung, kann die untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde
von einer emeuten 6ffentlichen Auslegung absehen.

(3) Datenschutzrechtliche Regelungen zum Schutze des Betreibers bleiben von den vorstehenden
Verpflichtungen zur &éffentlichen Auslegung unberihrt.

) §45
Uberpriifung der externen Notfallplane

Die untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde hat die von ihr erstellten
externen Notfallplane in angemessenen Abstanden von héchstens drei Jahren seit dem Tag der
letzten &ffentlichen Auslegung unter Beteiligung des Betreibers und unter Berlicksichtigung des
internen Alarm- und Gefahrenabwehrplanes zu Uberpriifen, zu erproben und fortzuschreiben. Bei
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dieser Uberpriifung sind Veranderungen in den Betriebsbereichen und den Notdiensten, neue
technische Erkenntnisse und Erkenntnisse darliber, wie bei schweren Unfallen zu handeln ist, zu
beriicksichtigen. Wird der Entwurf des externen Notfallplanes nach der Uberpriifung nach Satz 1
geéndert oder erganzt, ist er erneut auszulegen. Die Regelungen des § 44 gelten entsprechend.

§ 46
Katastrophenvoralarm

(1) Bei Bekanntwerden eines Schadensereignisses, bei dem tatséchliche Umstande die Annahme
rechtfertigen, dass eine Katastrophe eintreten wird, und bei dem ein Tatigwerden der unteren
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde zweckmaBig erscheint, kann diese
Katastrophenvoralarm auslésen.

(2) Die untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde bestimmt den
Zeitpunkt fir das Wirksamwerden des Katastrophenvoralarmes und das Gebiet, in dem der
Katastrophenvoralarm gilt. § 47 Abs. 3 gilt entsprechend.

(3) Nach dem Auslésen des Katastrophenvoralarmes ordnet die untere Brandschutz-, Rettungsdienst-
und Katastrophenschutzbehdrde die zur Abwendung der Katastrophe oder zur Vorbereitung auf ihren
Eintritt erforderlichen MaBnahmen an. §§ 37 und 51 gelten entsprechend.

(4) Liegen die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht mehr vor, hat die untere Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde dies festzustellen und den Katastrophenvoralarm
aufzuheben.

(5) Wéahrend der Dauer eines Katastrophenvoralarmes kann die untere Brandschutz-, Rettungsdienst-
und Katastrophenschutzbehdérde allen an der Katastrophenbek@mpfung beteiligten Einsatzkréften und
Behoérden die notwendigen Weisungen erteilen.

(6) Durch Rechtsverordnung der obersten Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde sind im Einvernehmen mit dem Staatsministerium fir Umwelt und
Landwirtschaft die Voraussetzungen der Auslésung von Katastrophenvoralarm im Falle eines
Hochwasserereignisses durch Verknipfung mit der Bekanntgabe der Alarmstufen nach der
Verordnung des Sé&chsischen Staatsministeriums fir Umwelt und Landesentwicklung lber den
Hochwassernachrichtendienst im Freistaat Sachsen (HWNDV) vom 14. Oktober 1993 (S&achsGVBI.
S. 1012), gedndert durch Verordnung vom 22. April 2003 (SachsGVBI. S. 102), zu regeln. Die oberste
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrde wird ermachtigt, die Verknipfung mit
weiteren bestehenden Alarm- und Meldesystemen durch Rechtsverordnung zu regeln.

§ 47
Katastrophenalarm

(1) Die untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde stellt den Eintritt einer
Katastrophe im Sinne des § 2 Abs. 3 fest, bestimmt das Katastrophengebiet und 16st
Katastrophenalarm aus. § 46 Abs. 5 gilt entsprechend.

(2) Liegen die Voraussetzungen einer Katastrophe im Sinne des § 2 Abs. 3 nicht mehr vor, hat die
untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde dies festzustellen und den
Katastrophenalarm aufzuheben.

(3) Die Auslésung und Aufhebung des Katastrophenalarmes, ihr Zeitpunkt und das
Katastrophengebiet sind von der unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehdrde zu dokumentieren und den Ubergeordneten Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrden und allen zur Mitwirkung im Katastrophenschutz
Verpflichteten in geeigneter Weise umgehend mitzuteilen.

§ 48
Datenverarbeitung zum Zwecke der Gewahrung von Zuwendungen

(1) Offentliche Stellen diirfen die zur Gewahrung von Zuwendungen zur Beseitigung von
Katastrophenfolgen erforderlichen personenbezogenen Daten verarbeiten. Die Betroffenen sind Uber
die Verarbeitung schriftlich zu benachrichtigen.
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(2) Stellen nach Absatz 1 dirfen personenbezogene Daten von Betroffenen bei Dritten erheben und
an Dritte Ubermitteln, soweit dies zur Erflllung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

(3) Stellen nach Absatz 1 dirfen personenbezogene Daten von Betroffenen sich oder einer
Fordermittel verwaltenden Stelle oder der Landeseinheitlichen Férdermitteldatenbank lbermitteln und
in einer gemeinsamen Datenbank speichern, soweit dies zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

(4) Die Staatsregierung regelt das Nahre durch Rechtsverordnung.

Abschnitt 6
Filihrungsorganisation

§ 49
Einsatzleitung

(1) Bei Branden, 6ffentlichen Notstanden und Ungliicksféllen fihrt die Einsatzleitung den Einsatz vor
Ort. Der Einsatzleitung obliegt am Einsatzort die

1. Flhrung der Einsatzkréfte,
2. Auswahl und Anordnung der EinsatzmaBnahmen,
3. Anforderung von Einsatzkraften und -mitteln.

Ihr sind alle in ihrem Zustandigkeitsbereich eingesetzten Einsatzkréfte unterstellt.

(2) Die Einsatzleitung Ubernimmt die Gemeindefeuerwehr des Schadensortes, bis zu ihrem Eintreffen
die zuerst am Einsatzort eintreffende Feuerwehr. Beim gemeinsamen Einsatz von Berufs- und
Freiwilliger Feuerwehr im eigenen Gemeindegebiet Ubernimmt die Berufsfeuerwehr die Einsatzleitung.
Wenn die Gemeindefeuerwehr in einem Betrieb oder einer Einrichtung mit Werkfeuerwehr eingesetzt
wird, Gbernimmt die Werkfeuerwehr die Einsatzleitung. Die Einsatzleitung kann einem
Kreisbrandmeister nach § 24 Abs. 1 oder nach § 24 Abs. 3 Ubertragen werden.

(3) Uberwiegen die technischen Einsatzmittel einer Feuerwehr im erheblichen MaB die der anderen
Feuerwehren am Einsatzort, kann diese Feuerwehr abweichend von Absatz 2 die Einsatzleitung
Ubernehmen.

(4) Die Einsatzleitung soll zu ihrer Unterstutzung fachlich geeignete Personen hinzuziehen.

(5) Bei Unglicksféallen oder Notstanden mit einer groBen Anzahl von Verletzten und bei
GroBschadensereignissen veranlassen die Trager des Rettungsdienstes die Bildung einer
Rettungsdiensteinsatzleitung am Einsatzort. Sie besteht aus dem Leitenden Notarzt, dem
Organisatorischen Leiter Rettungsdienst und dem erforderlichen Hilfspersonal. Der Organisatorische
Leiter Rettungsdienst unterstiitzt den Leitenden Notarzt. Der Leitende Notarzt untersteht, auBer in

medizinischen Fragen, der Einsatzleitung. 23

§ 50
Technische Einsatzleitung

In Katastrophenfallen flihrt die Technische Einsatzleitung den Einsatz am Einsatzort. Sie wird durch
die zustandige Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde bestimmt und nimmt
die Befugnisse und Aufgaben der Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrde am
Einsatzort wahr. Die zusténdige Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde kann
der Technischen Einsatzleitung Weisungen erteilen. § 49 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 und 5 gilt
entsprechend. Die Anforderung von Kraften und Mitteln erfolgt Uber die besondere
FOhrungseinrichtung in der zusténdigen Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde.

§ 51
Besondere Fiihrungseinrichtung in der Behérde

Zur Bewadltigung von Katastrophen hat die Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde zur Erfullung ihrer Aufgaben eine besondere Flhrungseinrichtung in der
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Behoérde zu bilden. In ihr wirken Vertreter der Fachbehdrden, der Feuerwehren, des Rettungsdienstes,
der privaten Hilfsorganisationen, der Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes, der Polizei, der
Versorgungsunternehmen sowie weitere fachlich geeignete Personen in der erforderlichen Weise mit.
Sie wird von einem Beschéftigten der Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde
geleitet und unterstltzt diese bei der Bewaltigung von Katastrophen. Die oberste Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde wird ermachtigt, das Nahere zum Aufbau und zu
den Aufgaben der besonderen Fiihrungseinrichtung in der Behdrde und der Technischen
Einsatzleitung, einschlieBlich deren personeller Besetzung, sowie zu den Fihrungsgrundsétzen im
Katastrophenschutz durch Rechtsverordnung zu regeln.

Abschnitt 7
Aufklarung, Mitwirkungspflichten und Entschadigung

§ 52
Aufklarung und Selbsthilfe der Bevblkerung

Die Aufgabentrager nach § 3 Nr. 2 bis 5 sollen die Bevélkerung zur Vorbereitung der Bekampfung von
Katastrophen durch geeignete MaBnahmen insbesondere Uber potenzielle Gefahren durch Brande,
Explosionen, Schadstofffreisetzungen, Naturereignisse und MaBnahmen zur Verhinderung,
Begrenzung und Bekampfung dieser Gefahren aufklaren und die Bevdlkerung tber Méglichkeiten zur
Selbsthilfe informieren. Hierzu kénnen insbesondere in Schulen und Ausbildungsstéatten Schriften
verbreitet sowie Beratungen und Veranstaltungen durchgefiihrt werden.

§ 53
Gefahrenmeldepflicht

(1) Wer einen Brand oder einen Ungliicksfall, durch den Menschen, die Umwelt oder erhebliche
Sachwerte geféhrdet sind, bemerkt, ist verpflichtet, dies unverziiglich tber den Notruf zu melden.

(2) Wer zur Ubermittlung einer Gefahrenmeldung ersucht wird, ist im Rahmen der ihm gegebenen
Madglichkeiten hierzu verpflichtet, wenn der Ersuchende zur Gefahrenmeldung nicht selbst imstande
ist.

§ 54
Hilfeleistungspflicht

(1) Bei Katastrophen, Bréanden oder Ungllcksfallen sind natirliche und juristische Personen zur
Hilfeleistung verpflichtet, wenn dies

1. zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr fir die Allgemeinheit oder einen Einzelnen,
2. zur Katastrophenbekampfung oder
3. zur dringlichen vorlaufigen Beseitigung von Katastrophenschaden

erforderlich ist und sie von der zusténdigen Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde, der Technischen Einsatzleitung oder einer von ihr beauftragten Person
dazu herangezogen werden.

(2) Zur Hilfeleistung darfen nur Personen herangezogen werden, die das 16. Lebensjahr vollendet
haben. Personen, die noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet haben, dlrfen zur Hilfeleistung nur
auBerhalb der Gefahrenzone herangezogen werden. Die Hilfeleistung darf nur verweigert werden,
wenn sie zu einer erheblichen eigenen Gefahrdung oder zur Verletzung anderer wichtiger Pflichten der
heranzuziehenden Person fihren wirde.

(3) Bei Waldbrénden sind alle in der Nahe befindlichen geeigneten Personen unaufgefordert zur
Hilfeleistung verpflichtet. Absatz 2 gilt entsprechend. Die Besitzer von Werkzeugen, die sich zur
Bekampfung von Waldbranden eignen, haben diese auf Anordnung unentgeltlich zur Verfligung zu
stellen. Die Gemeinde kann bei Gefahr einer gréBeren Ausdehnung eines Waldbrandes die gesamte
arbeitsfahige Bevdlkerung durch éffentliche Aufforderung heranziehen.

(4) Personen, die zur Hilfeleistung verpflichtet werden oder freiwillig mit Zustimmung der
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Einsatzleitung bei der Gefahrenbek&mpfung Hilfe leisten, werden fiir die Dauer ihrer Hilfeleistung im
Auftrag der Gemeinde tatig, in deren Gebiet sie Hilfe leisten.

§ 55
Pflichten von Eigentiimern und Besitzern

(1) Die zustandige Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde, die
Einsatzleitung, die Technische Einsatzleitung oder ihre Beauftragten dirfen Sachen unmittelbar in
Anspruch nehmen, Grundstlicke, Gebaude, Anlagen und Schiffe betreten, benutzen, verdndern oder
beseitigen, soweit dies fir die Bekdmpfung von Branden, 6ffentlichen Notstadnden oder Katastrophen
oder fir die dringliche vorlaufige Beseitigung von Katastrophenschaden erforderlich ist. Eigentimer,
Besitzer oder sonstige Nutzungsberechtigte haben diese MaBnahmen zu dulden.

(2) Die Eigentimer und Besitzer von Grundstiicken und Gebauden haben die Anbringung von
Feuermelde- und Alarmeinrichtungen sowie von Hinweisschildern fir Zwecke der Brand- und
Katastrophenbek@&mpfung ohne Entschadigung zu dulden.

(3) Die Eigentiimer und Besitzer von Grundstiicken, Gebauden, Betrieben, Einrichtungen und Anlagen
mit erhéhter Brand- und Explosionsgefahr sowie von Anlagen, in denen geféhrliche Stoffe im Sinne
der Storfall-Verordnung in der jeweils geltenden Fassung vorhanden sind, kdnnen von der Gemeinde
verpflichtet werden,

1. die fur die Bekdmpfung dieser Gefahren erforderlichen Gerate, Anlagen und
Schutzausriistungen zu beschaffen und zu unterhalten,

2. ausreichend Sonderléschmittel und sonstige Einsatzmittel auf eigene Kosten zu beschaffen,
bereitzuhalten und sie der 6ffentlichen Feuerwehr fir Ausbildungs- und Einsatzzwecke im
Zusammenhang mit diesen Betrieben, Einrichtungen und Anlagen zur Verfigung zu stellen,

3. sofern die 6rtlichen Gegebenheiten es erfordern, einen Gefahrenabwehrplan aufzustellen und
den offentlichen Feuerwehren auf Anforderung zur Verfligung zu stellen sowie

4, bei abgelegener Lage eine ausreichende Loschwasserversorgung auf eigene Kosten
sicherzustellen.

(4) Wenn es fir die Bekampfung von Waldbranden erforderlich ist, kann die Gemeinde einen
Grundstickseigentimer verpflichten, die Errichtung und Unterhaltung einer
Léschwasserentnahmestelle auf seinem Grundstlick zu dulden.

(5) Die Gemeinde kann Eigentimer und Besitzer ehemaliger Tagebauflachen, insbesondere von
Braunkohlehalden, zur Sicherstellung einer ausreichenden Léschwasserversorgung auf deren Kosten
verpflichten, wenn dies zur Bekdmpfung von Branden auf diesen Flachen erforderlich ist und sie dazu
mit dem Ublichen Aufwand nicht in der Lage ist.

§ 56
Gesundheitswesen

(1) Hochschulkrankenhduser und -kliniken sowie die Trager der Krankenh&user, die in den
Krankenhausplan des Freistaates Sachsen aufgenommen worden sind, haben Alarm- und
Einsatzplane aufzustellen und fortzuschreiben sowie mit der zusténdigen Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde und der Leitstelle abzustimmen. Sie haben der
zustandigen Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde und der Leitstelle die
Plane zur Verfigung zu stellen. Die zusténdige Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde kann von der Verpflichtung nach Satz 1 Ausnahmen zulassen. In die
Alarm- und Einsatzplane sind insbesondere organisatorische MaBnahmen zur Erweiterung der
Aufnahme- und Behandlungskapazitat aufzunehmen. Dabei sind die Unterstitzungsmdglichkeiten
durch benachbarte Krankenhauser, durch niedergelassene Arzte und Zahnarzte, 6ffentliche
Apotheken, pharmazeutische GroBhandlungen, Betriebe der Arzneimittel- und Verbandstoffindustrie
sowie durch Angehdrige nichtakademischer Berufe des Gesundheitswesens zu berlcksichtigen.

(2) Die niedergelassenen Arzte bilden sich auf der Grundlage ihrer Fortbildungspflicht nach dem
Gesetz Uber Berufsausiibung, Berufsvertretungen und Berufsgerichtsbarkeit der Arzte, Zahnarzte,
Tierarzte, Apotheker sowie der Psychologischen Psychotherapeuten und der Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten im Freistaat Sachsen (Sachsisches Heilberufekammergesetz —
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SachsHKaG) vom 24. Mai 1994 (SachsGVBI. S. 935), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 9. September 2005 (S&chsGVBI. S. 266), in der jeweils geltenden Fassung, auch fir die
besonderen Anforderungen einer Hilfeleistung bei der Bekd&mpfung von Katastrophen und der
unmittelbar anschlieBenden vorlaufigen Beseitigung erheblicher Katastrophenschaden fort. Sie
kdnnen verpflichtet werden, an den von der zusténdigen Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehdrde angeordneten Ubungen teilzunehmen; die Auswahl der Arzte erfolgt im
Benehmen mit der Sachsischen Landesérztekammer.

(3) Die Sachsische Landesarztekammer und die Sachsische Landesapothekerkammer Gbermitteln
der zustandigen unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde auf deren
Anforderung folgende Daten der niedergelassenen Kammermitglieder:

Familienname,

Vornamen, unter Bezeichnung des Rufnamens,

gegenwartige Anschrift,

gegenwartige Anschrift der Praxis, Apotheke oder Arbeitsstatte,

Geburtsjahr,

6. Berufsbezeichnung.

o~ 0 Dnp o~

Niedergelassene Arzte, Zahnarzte und die Trager der Krankenhauser (ibermitteln der zustandigen
unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde auf deren Anforderung Daten
geman Satz 1 des bei ihnen tatigen Krankenpflege-, Réntgen- oder medizinisch-technischen
Laborpersonals. Die nach Satz 1 und 2 zur Ubermittlung der Daten Verpflichteten unterrichten die
betroffenen Personen von der Dateniiberiibermittlung und teilen der zustandigen unteren
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde mindestens jahrlich ihnen bekannt
gewordene Anderungen und Ergénzungen der Daten mit. Die unteren Brandschutz-, Rettungsdienst-
und Katastrophenschutzbehdérden dirfen die nach Satz 1 und 2 Gbermittelten Daten zu den in
Absatz 1 Satz 1 und Abs. 2, § 36 Abs. 1 Nr. 3 und 4 sowie § 39 Abs. 2 Nr. 2 und 4 bis 6 genannten
Zwecken verarbeiten. Die Daten sind zu Iéschen, wenn sie fiir diese Zwecke nicht mehr benétigt
werden.

(4) Die Sachsische Landesarztekammer tbermittelt den mit der Sicherstellung der notérztlichen
Versorgung Beauftragten die Daten nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 der nach § 28 Abs. 1 Satz 1
und 2 geeigneten Arzte, die im Freistaat Sachsen ihren Beruf ausiben, oder, falls sie ihren Beruf

nicht austben, ihre Hauptwohnung dort haben. 24

§ 57
Pflichten bei besonderem Gefahrenpotenzial

(1) Eigentimer und Besitzer von Grundstiicken, Gebauden, Betrieben, Einrichtungen und Anlagen mit
besonderem Gefahrenpotenzial sowie deren Betreiber sind verpflichtet, der zusténdigen Brandschutz-
, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde auf Verlangen geeignete Angaben zur Beurteilung
der Auswirkungen einer Gefahrenpotenzialfreisetzung einschlieBlich der Abgrenzung des
Geféhrdungsbereiches zu machen. Die zustandige Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde kann die erhaltenen Angaben nach Anhérung des Betreibers auf dessen
Kosten unter Wahrung der Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse begutachten lassen. Sofern
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Angaben nicht, nicht vollstandig oder unrichtig erteilt
worden sind, ist das Betreten zu dulden.

(2) Betreiber von Anlagen im Sinne von Absatz 1 mit einem Gefahrenpotenzial, das nach
pflichtgeméaBer Beurteilung durch die zustandige Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde zu schwerwiegenden Gesundheitsbeeintrachtigungen oder zum Tod einer
groBen Anzahl von Menschen auBerhalb der Anlage fihren kann, sind verpflichtet, die zustandige
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde im vorbereitenden
Katastrophenschutz und bei der Katastrophenbekdmpfung zu unterstiitzen. Sie haben insbesondere

1. die zusténdige Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdérde Uber die
zweckmaBigen BekadmpfungsmaBnahmen zu beraten,

2. die unverziigliche Meldung von Stérereignissen in der Anlage, die ohne das Wirksamwerden
aktiver Sicherheitseinrichtungen zur Freisetzung des Gefahrenpotenzials oder eines Teils
davon fihren kdnnen oder bei denen eine Beurteilung des Anlagenzustandes oder des
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Emissionsverhaltens nicht méglich ist, an die zusténdige Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehdérde sicherzustellen. Von der Meldung kann nur abgesehen werden,
wenn unter Anlegung strenger MaBstébe bei den Annahmen Uber den weiteren Verlauf
abzusehen ist, dass das Ereignis beherrscht wird und eine Geféhrdung von Menschen oder
eine Schadigung der Umwelt oder von Sachen Dritter nicht zu besorgen ist,

3. gegen Missbrauch geschitzte Verbindungen einzurichten und zu unterhalten, die die
Kommunikation zwischen der zusténdigen Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehdrde einschlieBlich ihrer Meldestelle und Personen oder
Einrichtungen, die fur die Meldungen im Sinne von Nummer 2 oder fUr die Leitung der
betrieblichen BekdmpfungsmaBnahmen eingesetzt werden, auch bei Ausfall des éffentlichen
Fernmeldenetzes sicherstellen,

4, auf Anforderung sich an Ubungen im Sinne von § 36 Abs. 1 Nr. 9 in dem von der
zustandigen Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde festgelegten
Umfang zu beteiligen.

§ 58
Platzverweis und Raumung

(1) Die zustandige Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde, die
Einsatzleitung, die Technische Einsatzleitung und ihre Beauftragten kénnen das Betreten des
Katastrophen- oder Einsatzgebietes verbieten, Personen von dort verweisen und das Katastrophen-
oder Einsatzgebiet sperren und rdumen lassen, soweit dies flr die Bek&mpfung von Branden,
Ungllicksféllen, 6ffentlichen Notstdnden, Katastrophen oder die dringliche vorldufige Beseitigung von
Katastrophenschaden einschlieBlich der Vermeidung weiterer Einsatze am selben Einsatzort
erforderlich ist.

(2) Alle im Katastrophen- oder Einsatzgebiet anwesenden Personen haben die Anordnungen nach
Absatz 1 unverzuglich zu befolgen.

§ 59
Wegfall der aufschiebenden Wirkung von Rechtsbehelfen

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die aufgrund von § 54 Abs. 1 und 3, §§ 55 und 58
erlassenen Anordnungen haben keine aufschiebende Wirkung.

§ 60
Entschadigung

(1) Einschréankungen der Eigentiimerbefugnisse, die sich aus diesem Gesetz oder durch MaBnahmen
aufgrund dieses Gesetzes ergeben, sind im Rahmen der Sozialbindung des Eigentums (Artikel 14
Abs. 2 des Grundgesetzes fir die Bundesrepublik Deutschland ) entschadigungslos zu dulden.

(2) Uberschreiten die Einschrankungen das in Absatz 1 angefiihrte MaB und wird hierdurch die
wirtschaftliche Nutzbarkeit eines Grundstiickes oder einer Sache unvermeidlich und erheblich
beeintréchtigt, hat der Betroffene Anspruch auf eine Entschadigung, sofern und soweit die
Beeintrachtigung nicht durch anderweitige MaBnahmen vollstandig oder teilweise ausgeglichen
werden kann. Die Entschadigung muss die entstandenen Vermdgensnachteile angemessen
ausgleichen.

(3) Zur Entschéadigung ist derjenige Aufgabentrager verpflichtet, in dessen Zustandigkeitsbereich die
eigentumsbeschrankende MaBnahme getroffen wurde. Die Entschéadigung wird durch die zustandige
Behérde auf Antrag festgesetzt.

(4) Die Entschadigung ist grundséatzlich in Geld zu leisten. Sie kann ausnahmsweise auch in
wiederkehrenden Leistungen oder in der Bereitstellung von Ersatzflachen bestehen.

(5) Fir Lohnfortzahlung, Verdienstausfall und Entschadigung fir Sachschaden von herangezogenen
Personen gelten §§ 62 und 63 Abs. 2 entsprechend. Ein Ersatzanspruch besteht nicht fir
entgangenen Gewinn und soweit die MaBnahme zum Schutz der Gesundheit oder des Eigentums der
herangezogenen Person, ihrer Haushalts- oder Betriebsangehérigen ergriffen wurde. Die Erstattung
von Leistungen privater Arbeitgeber erfolgt von demjenigen Aufgabentrager, der die MaBnahme
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angeordnet hat.

(6) Fur Personen, die auf Anforderung der Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde an Ubungen des Katastrophenschutzes teilnehmen, ohne Helfer des
Katastrophenschutzes zu sein, gilt Absatz 5 entsprechend.

Abschnitt 8
Ehrenamtlich tatige Angehorige der Freiwilligen Feuerwehren
und Helfer im Katastrophenschutz

§ 61
Freistellung

(1) Die ehrenamtlich tatigen Angehdrigen der Freiwilligen Feuerwehren und Helfer im
Katastrophenschutz sind verpflichtet, an Einsétzen, Ubungen sowie Aus- und Fortbildungen der
Freiwilligen Feuerwehr oder des Tragers der Katastrophenschutzeinheit, der sie angehéren,
teilzunehmen. Sie kénnen von diesen aufgrund ihrer Verpflichtung hierzu herangezogen werden. Die
Freiwillige Feuerwehr oder der Trager der Katastrophenschutzeinheit hat sie rechtzeitig zur Teilnahme
an geplanten Ubungen und Aus- und Fortbildungen aufzufordern. Die Aus- und Fortbildungen sollen in
der Regel auBerhalb der tblichen Arbeitszeit stattfinden und 40 Stunden jahrlich nicht unterschreiten.

(2) Den ehrenamtlich tatigen Angehdrigen der Freiwilligen Feuerwehren und Helfern im
Katastrophenschutz dirfen aus dem Dienst in der Freiwilligen Feuerwehr oder im Katastrophenschutz
keine Nachteile im Arbeits- oder Dienstverhéltnis erwachsen. Insbesondere ist eine Kiindigung oder
Entlassung aus einem Dienst- oder Arbeitsverhaltnis sowie jede sonstige berufliche Benachteiligung
aus Anlass ihrer Tatigkeit in der Freiwilligen Feuerwehr oder im Katastrophenschutz unzuléssig.

(8) Nehmen aktive Angehdrige der Freiwilligen Feuerwehren und Helfer im Katastrophenschutz
wahrend der Arbeits- oder Dienstzeit an Einsatzen, Ubungen sowie Aus- und Fortbildungen teil, sind
sie fUr die Dauer der Teilnahme, bei Einsatzen auch fiir einen notwendigen Zeitraum danach, von der
Arbeits- oder Dienstleistung freizustellen; fir Angehérige des 6ffentlichen Dienstes gilt dies jedoch
nur, sofern nicht Ubergeordnete 6ffentliche Interessen einer Freistellung entgegenstehen. lhre
Teilnahme an Aus- und Fortbildungslehrgédngen haben sie dem Arbeitgeber oder Dienstherren
rechtzeitig mitzuteilen.

§ 62
Lohnfortzahlung, Verdienstausfall

(1) Der Arbeitgeber oder Dienstherr ist verpflichtet, den Angehdrigen der Freiwilligen Feuerwehren und
Helfern im Katastrophenschutz fiir Zeiten im Sinne von § 61 Abs. 3 Arbeitsentgelt oder die
Dienstbezuge einschlieBlich Nebenleistungen und Zulagen fortzuzahlen, die sie ohne Teilnahme am
Feuerwehrdienst oder Katastrophenschutz erhalten hatten. Hierzu zéhlen auch
Lohnfortzahlungskosten, die nach den gesetzlichen Vorschriften bei einer aufgrund des
Feuerwehrdienstes oder Katastrophenschutzes bedingten Arbeitsunféhigkeit weitergewéhrt werden.
Dem privaten Arbeitgeber wird der Betrag auf Antrag erstattet von den

1. Gemeinden flr die ehrenamtlich tatigen Angehdrigen der Freiwilligen Feuerwehren,
2. Tragern der Katastrophenschutzeinheiten flr die Helfer im Katastrophenschutz.

Bei behérdlich angeordneten Einsatzen, Ubungen sowie Aus- und FortbildungsmaBnahmen hat die
anordnende Behorde die Lohnersatzkosten zu tragen.

(2) Einem ehrenamtlich tatigen Angehdrigen der Freiwilligen Feuerwehr oder einem Helfer im
Katastrophenschutz, der nicht Arbeitnehmer ist, wird der Verdienstausfall bei Teilnahme an
Einsatzen, Ubungen sowie Aus- und FortbildungsmaBnahmen auf Antrag von den in Absatz 1 Satz 3
genannten Tragern ersetzt. Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehérde wird erméachtigt, Héchstgrenzen durch Rechtsverordnung festzulegen.

§ 63
Auslagenersatz, Aufwandsentschadigung und Ersatz von Sachschéaden
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(1) Die ehrenamtlich tatigen Angehdrigen der Freiwilligen Feuerwehren und Helfer im
Katastrophenschutz erhalten auf Antrag die durch die Austibung des Dienstes einschlieBlich der
Teilnahme an der Aus- und Fortbildung entstehenden notwendigen Auslagen von den in § 62 Abs. 1
Satz 3 genannten Tragern ersetzt. Die Leiter von Freiwilligen Feuerwehren, deren Stellvertreter und
andere Feuerwehrdienstleistende, die regelmaBig Uber das Ubliche MaB hinaus ehrenamtlich
Feuerwehrdienst leisten, erhalten eine Aufwandsentschadigung; andere Angehdrige von Freiwilligen
Feuerwehren kénnen eine Aufwandsentschadigung erhalten. § 21 Abs. 2 und 4 SachsGemO ist
entsprechend anzuwenden. Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehdérde wird ermé&chtigt, durch Rechtsverordnung Héchstséatze fur die
Aufwandsentschadigung von Angehdérigen der Freiwilligen Feuerwehren und Voraussetzungen und
Hoéhe flr die Gewahrung von Zuwendungen aus Anlass von Dienstjubilden an ehrenamtlich Téatige in
den Freiwilligen Feuerwehren, den Rettungsdiensten und den Einheiten des Katastrophenschutzes im
Freistaat Sachsen zu erlassen.

(2) Sachschaden, die den ehrenamtlich tatigen Angehdrigen der Freiwilligen Feuerwehren und Helfern
im Katastrophenschutz bei Ausibung oder infolge ihres Dienstes einschlieBlich der Aus- und
Fortbildung entstehen, sind auf Antrag von den in § 62 Abs. 1 Satz 3 genannten Trégern zu ersetzen,
sofern der Betroffene den Schaden nicht vorsétzlich oder grob fahrlassig verursacht hat und ein
anderweitiger Ersatzanspruch nicht besteht. Satz 1 gilt entsprechend flr die vermégenswerten
Versicherungsnachteile, die ehrenamtlich tatige Angehdérige der Freiwilligen Feuerwehr als Eigentimer
oder Halter eines eingesetzten Kraftfahrzeugs erleiden. Die Hohe der zu ersetzenden
vermdgenswerten Versicherungsnachteile bemisst sich nach den Verhaltnissen zum Zeitpunkt der
Entscheidung tber den Antrag. Schadensersatzanspriiche des Betroffenen gegen Dritte gehen auf
die in § 62 Abs. 1 Satz 3 genannten Trager in Hohe des von ihnen geleisteten Ersatzes Uber.

(3) Sofern ehrenamtlich tatige Angehoérige der Freiwilligen Feuerwehr Kraftfahrzeuge anderer
Personen benutzen, gilt Absatz 2 entsprechend. Die in § 62 Abs. 1 Satz 3 genannten Tréger haben
die Feuerwehrangehdérigen insoweit von Schadensersatzanspriichen der Eigentimer oder Halter der
Kraftfahrzeuge freizustellen.

(4) Ehrenamtlich tatigen Angehérigen der Freiwilligen Feuerwehren und Helfern im
Katastrophenschutz, die wéhrend eines Einsatzes einer besonderen psychischen Belastung

ausgesetzt waren, soll eine psychologische Nachbetreuung angeboten werden. 25

Abschnitt 9
Kostentragung

§ 64
Kostentragung

Die Aufgabentrager tragen die Kosten, die durch die Erfullung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz
entstehen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Gleiches gilt fir die nach § 39 zur
Mitwirkung im Katastrophenschutz Verpflichteten.

§ 65
Kostentragung durch die Landkreise und Kreisfreien Stadte bei Katastrophenalarm und
Katastrophenvoralarm

Die Landkreise und Kreisfreien Stadte tragen die Kosten, die wahrend eines Katastrophenvoralarmes
oder eines Katastrophenalarmes bei der Bekdmpfung von Katastrophen in ihrem Gebiet und der
Mitwirkung bei der unmittelbar anschlieBenden vorlaufigen Beseitigung erheblicher
Katastrophenschaden entstehen durch

Leistungen zur Entschadigung an Dritte nach § 60 Abs. 2 und 3,

vertragliche Heranziehung Diritter,

den Uberdrtlichen Einsatz von Feuerwehren nach § 14 Abs. 1,

A w0~

den Einsatz der nach § 40 im Katastrophenschutz Mitwirkenden, soweit dieser auf
Anforderung der zustandigen Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde
erfolgte,
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5. Unterstitzung durch andere Lander und durch den Bund.

§ 66
Kostentragung durch den Freistaat Sachsen

(1) Der Freistaat Sachsen tragt die Kosten fir die

1. Einrichtung und Unterhaltung der Aus- und Fortbildungseinrichtung nach § 10 sowie die
Unterkunft und Verpflegung der Lehrgangsteilnehmer,

2. von der obersten Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrde
anerkannten AusbildungsmaBnahmen im Katastrophenschutz,

3. von der obersten Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrde
angeordneten Auslandseinsétze,

4, Erstellung und Uberpriifung der externen Notfallpléane nach § 43 nach MaBgabe des
Absatzes 2.

Nach MaBgabe des Staatshaushaltsplanes beteiligt er sich durch Zuwendungen in angemessenem
Umfang an den Kosten von Investitionen fir den Brandschutz. Der Freistaat Sachsen kann den
Landesverbanden der privaten Hilfsorganisationen, deren Orts- und Kreisverbanden oder Ortsgruppen,
die sich im Wasserrettungsdienst oder in der Bergwacht engagieren, finanzielle Mittel nach MaBgabe
des Haushaltsplanes fir die Nachwuchsarbeit zur Verfligung stellen.

(2) Uber den Antrag der unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde auf
Erstattung der Aufwendungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 entscheidet die obere Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehdrde. Fir die erstmalige Erstellung eines externen
Notfallplans kénnen die tatsachlich entstandenen Kosten, héchstens jedoch 7 500 EUR, erstattet

werden. 26

§ 67
Kostentragung durch Leistungserbringer und private Hilfsorganisationen

Die nach § 40 im Katastrophenschutz Mitwirkenden tragen die Kosten, die durch die Erfillung ihrer
Aufgaben entstehen, sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

§ 68
Kostentragung durch Betreiber
von Anlagen mit besonderem Gefahrenpotenzial

Die Betreiber von Anlagen mit besonderem Gefahrenpotenzial tragen die ihnen nach § 57
entstehenden Kosten und sind, soweit sie den Bestimmungen des § 57 Abs. 2 unterliegen,
verpflichtet,

1. den Landkreisen und Kreisfreien Stadten die nach § 65 entstandenen Kosten zu erstatten,
die durch Bek&mpfung gefahrbringender Freisetzungen aus ihrer Anlage sowie die dringliche
vorlaufige Beseitigung der dadurch verursachten Schaden entstanden sind,

2. der zustandigen Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde die Mittel
bereitzustellen, die benbtigt werden fir Beschaffung, Installation, Erprobung der
Betriebsbereitschaft, Unterhaltung und Ersatz von technischen Geraten sowie von
Ausstattungs- und Ausristungsgegensténden, die in besonderer Weise vor den
Auswirkungen gefahrbringender Freisetzungen aus ihrer Anlage schiitzen sollen,

3. dem Freistaat Sachsen die Kosten von Ubungen zur Vermeidung oder Bekampfung von
Unglicksfallen in ihrer Anlage zu erstatten.

§ 69
Kostenersatz bei Einsatz der Feuerwehr

(1) Die Einséatze der Gemeindefeuerwehr zur Brandbek@&mpfung und zur technischen Hilfe sind
unentgeltlich, soweit die Absatze 2 und 3 nichts anderes bestimmen.

(2) Zum Ersatz der Kosten, die der Gemeinde durch einen Einsatz der Feuerwehr entstehen, ist
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verpflichtet

1. der Verursacher, wenn er die Gefahr oder den Schaden vorsétzlich oder grob fahrlassig
herbeigefihrt hat,

2. der Fahrzeughalter, wenn die Gefahr oder der Schaden beim Betrieb eines Kraftfahrzeuges,
Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeuges entstanden ist,

3. der Eigentimer, Besitzer oder Betreiber, wenn der Einsatz auf einem Grundstiick oder durch
eine Anlage mit besonderem Gefahrenpotenzial erforderlich geworden ist,

4, der Betreiber einer automatischen Brandmeldeanlage, wenn durch die Anlage ein Fehlalarm
ausgeldst wird,

5. derjenige, der wider besseres Wissen oder infolge grob fahrlassiger Unkenntnis der
Tatsachen die Feuerwehr alarmiert,

6. derjenige, in dessen Interesse eine Brandsicherheitswache gestellt wird,

7. die Gemeinde, der im Rahmen eines gemeindelibergreifenden Einsatzes nach § 14 Abs. 1
Hilfe geleistet worden ist, sofern keine anderen Vereinbarungen bestehen oder getroffen
werden.

(3) Die Gemeinde kann durch Satzung bestimmen, dass zum Ersatz der Kosten, die durch einen
Einsatz der Feuerwehr auBerhalb der Brandbek@mpfung entstehen, iber Absatz 2 hinaus auch
verpflichtet ist:

1. derjenige, dessen Verhalten den Einsatz erforderlich gemacht hat, sowie die in § 4 Abs. 2
Satz 1 und Abs. 3 des Polizeigesetzes des Freistaates Sachsen (SachsPolG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 13. August 1999 (SachsGVBI. S. 466), das zuletzt
durch Artikel 20 und 20a des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 141)
geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, genannten Personen,

2. der Eigentimer der Sache, deren Zustand den Einsatz erforderlich gemacht hat, oder
derjenige, der die tatsachliche Gewalt Uber die Sache ausibt,

3. derjenige, in dessen Interesse der Einsatz erfolgt ist.

(4) Mehrere zum Kostenersatz Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. §§ 16, 17, 19 und 22
SachsVwKG gelten entsprechend.

(5) Ersatz der Kosten soll nicht verlangt werden, wenn dies eine unbillige Harte ware. 27

§70
Kostenerstattung und Zuwendungen im Katastrophenschutz

(1) Der Freistaat Sachsen gewahrt den Landkreisen und Kreisfreien Stadten Zuweisungen fir die
nach § 65 entstandenen Kosten. Das Staatsministerium des Innern regelt im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium der Finanzen nach Anhérung der kommunalen Spitzenverbande das Nahere zur
Hohe der Erstattungen und zur Selbstbeteiligung der Landkreise und Kreisfreien Stadte durch
Rechtsverordnung.

(2) Der Freistaat Sachsen erstattet den nach §§ 39 und 40 im Katastrophenschutz Mitwirkenden die
Kosten, die diesen bei einem nach § 14 Abs. 3 angeordneten Katastropheneinsatz auBerhalb des
Freistaates Sachsen entstehen und die nicht von anderer Seite tibernommen werden.
Verwaltungskosten werden nicht erstattet.

(3) Der Freistaat Sachsen gewahrt den nach § 40 im Katastrophenschutz Mitwirkenden nach
MaBgabe des Staatshaushaltsplanes Zuwendungen zu ihren Aufwendungen nach § 67, fiir den
Einsatz ihrer Krafte jedoch nur, soweit er auf Anforderung der zusténdigen Brandschutz-,
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehérde erfolgte. Die Férderung der nach § 40 im
Katastrophenschutz Mitwirkenden durch die Landkreise und Kreisfreien Stadte bleibt unberihrt.

§71
Aufwendungsersatz fiir Katastropheneinséatze

(1) Die nach § 65 zur Kostentragung Verpflichteten kénnen Ersatz der notwendigen Aufwendungen,
die ihnen durch Einsé&tze bei Katastrophen entstanden sind, von den in Absatz 2 Verpflichteten

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 13.03.2014 Seite 34 von 38


https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=3012&jabs=p4
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=1385
https://www.revosax.sachsen.de/#FNID_27

SachsBRKG

verlangen. Anspriche aufgrund anderer gesetzlicher Regelungen, insbesondere des birgerlichen
Rechts, bleiben hiervon unberiihrt.

(2) Zum Aufwendungsersatz sind verpflichtet

1. die Verursacher der Katastrophengefahr,

2. die Inhaber der tatsachlichen Gewalt oder die Eigentiimer einer die Katastrophengefahr
auslésenden Sache oder eines die Katastrophengefahr auslésenden Tieres.

Die §§ 4 bis 6 SachsPolG sind entsprechend anzuwenden. Mehrere Verpflichtete haften als
Gesamtschuldner.

(3) Auf Aufwendungsersatz aufgrund von Absatz 1 Satz 1 kann ganz oder teilweise verzichtet
werden, soweit eine Inanspruchnahme der Billigkeit widerspricht. Auf Aufwendungsersatz soll
verzichtet werden, soweit eine Inanspruchnahme unter Berlicksichtigung des Verursacherbeitrages
des Pflichtigen unverhaltnismaBig ware. Ob und inwieweit eine Inanspruchnahme der Billigkeit
widerspricht oder unverhaltnismaBig ist, entscheidet die zustandige Brandschutz-, Rettungsdienst-
und Katastrophenschutzbehérde.

Abschnitt 10
Ergédnzende Bestimmungen

§72
Datenschutz

(1) Die fir die Durchfiihrung dieses Gesetzes zustandigen Aufgabentréger, Feuerwehren, Leitstellen,
Leistungserbringer nach § 31 Abs. 1 Satz 2 sowie die Aus- und Fortbildungseinrichtung nach § 10
darfen personenbezogene Daten, sofern die Datenverarbeitung nicht schon durch besondere
Vorschrift nach diesem Gesetz vorgesehen ist, nur verarbeiten, soweit dies erforderlich ist

1. fur die Aufstellung und Unterhaltung von Feuerwehren, Einheiten und Einrichtungen des
Katastrophenschutzes,
2. fir die Erstellung von Einsatzunterlagen, allgemeinen Katastrophenschutzplanen,

besonderen Alarm- und Einsatzplanen oder externen Notfallplanen,

3. fur die Durchfihrung eines Einsatzes des Rettungsdienstes und den Nachweis der
ordnungsgemaBen Durchfiihrung eines Einsatzes,

4, fir die unmittelbar anschlieBende Versorgung von Notfallpatienten, evakuierten Personen
und anderen Betroffenen,

im Rahmen der Brandverhltungsschau oder von Brandsicherheitswachen,

fir die Abwicklung eines Beférderungsauftrages des Rettungsdienstes, insbesondere die
Abrechnung der erbrachten Leistungen,

fir die Aus- und Fortbildung im Brand- und Katastrophenschutz sowie im Rettungsdienst,

8. fir Auswertungen zur Qualitatssicherung des Rettungsdienstes, soweit dieser Zweck nicht
mit anonymisierten Daten erreicht werden kann und nicht Uberwiegende schutzwirdige
Interessen des Betroffenen beeintrachtigt werden.

(2) Die nach Absatz 1 Befugten durfen personenbezogene Daten sowie Betriebs- und
Geschaftsgeheimnisse, die ihnen bei ihrer Téatigkeit bekannt geworden sind, nicht unbefugt
offenbaren. Sie sind zur Offenbarung befugt, wenn dies fir die in Absatz 1 genannten Zwecke
zwingend erforderlich ist.

(3) Die nach Absatz 1 Befugten sowie der Polizeivollzugsdienst sind berechtigt, Angehérigen und
anderen Bezugspersonen des Betroffenen dessen Aufenthaltsort mitzuteilen, sofern nicht im
Einzelfall schutzwirdige Interessen des Betroffenen entgegenstehen. Dies gilt nicht, soweit der
Betroffene ausdriicklich einer Auskunftserteilung widersprochen hat.

(4) Die von den Leitstellen gespeicherten personenbezogenen Daten und Aufzeichnungen sind
spatestens nach funf Jahren zu I6schen. Die Leitstellen kénnen personenbezogene Daten zu
statistischen Zwecken nutzen; die Daten sind zum frihestméglichen Zeitpunkt zu anonymisieren.
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§73
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorséatzlich oder fahrlassig

eine ihm nach den §§ 53, 54 Abs. 1 oder § 55 Abs. 3 obliegende Pflicht nicht erflllt,
einer Anordnung nach § 54 Abs. 3, § 56 Abs. 3 Satz 2 oder § 58 Abs. 1 zuwiderhandelt,
einer ihm nach § 55 Abs. 1, 2 oder 4 obliegenden Duldungspflicht zuwiderhandelt,

A w0~

als Betreiber einer Anlage im Sinne von § 57 seine Verpflichtungen trotz einer vollziehbaren
Anordnung nicht erflillt,

5. eine Brandverhitungsschau nach § 22 ver- oder behindert.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuBe geahndet werden, in den Fallen des Absatzes 1
Nr. 1 bis 3 mit einer GeldbuBe bis zu 5 000 EUR, in den Féllen des Absatzes 1 Nr. 4 mit einer
GeldbuBe bis zu 25 000 EUR.

(3) Verwaltungsbehérden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten (
OWIQG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBI. | S. 602), das zuletzt
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2003 (BGBI. | S. 2838, 2839) geandert worden ist,
in der jeweils geltenden Fassung, sind

1. in den Féllen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 und 5 die értliche Brandschutzbehérde, sofern die
Zuwiderhandlung im Zusammenhang mit Branden, Ungliicksféllen oder 6ffentlichen
Notsténden steht,

2. in den Fallen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 die untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehdrde, sofern die Zuwiderhandlung im Zusammenhang mit einer
Katastrophe steht,

3. in den Fallen des Absatzes 1 Nr. 4 die untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und
Katastrophenschutzbehdrde.

§74
Einschriankungen von Grundrechten

Aufgrund dieses Gesetzes kdnnen eingeschrankt werden

1. das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 1
Abs. 1 des Grundgesetzes flr die Bundesrepublik Deutschland , Artikel 33 der Verfassung
des Freistaates Sachsen),

2. das Recht auf kdrperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes,
Artikel 16 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen),

3. die Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes, Artikel 16 Abs. 1 Satz 2
der Verfassung des Freistaates Sachsen),

4, die Versammlungsfreiheit (Artikel 8 des Grundgesetzes, Artikel 23 der Verfassung des

Freistaates Sachsen),
das Recht auf Freizlgigkeit (Artikel 11 Abs. 1 des Grundgesetzes),

6. die Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes, Artikel 30 der Verfassung
des Freistaates Sachsen).

§75
(aufgehoben) 28

) §76
Ubergangsvorschriften

(1) § 6 des Gesetzes Uber den Brandschutz und die Hilfeleistung der Feuerwehren bei Ungllicksfallen
und Notstanden im Freistaat Sachsen (Sachsisches Brandschutzgesetz — SachsBrandschG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 1998 (SachsGVBI. S. 54), das zuletzt durch Artikel 3
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des Gesetzes vom 14. Dezember 2000 (SachsGVBI. S. 513, 514) geandert worden ist, findet
weiterhin mit der MaBgabe Anwendung, dass die Kreisbrandmeister sowie deren Stellvertreter nur flr
eine Amtszeit bis zum 31. Dezember 2010 bestellt werden.

(2) Bis zur Inbetriebnahme der Leitstellen nach § 11 nehmen die bestehenden Leitstellen deren
Aufgaben wahr.

(3) Fir Leistungserbringer, denen vor dem 1. Januar 2005 die Durchfihrung von Notfallrettung und
Krankentransport genehmigt wurde, finden die §§ 14 bis 23 und 29 des Gesetzes Uber
Rettungsdienst, Notfallrettung und Krankentransport fir den Freistaat Sachsen (S&chsisches
Rettungsdienstgesetz — SachsRettDG) vom 7. Januar 1993 (SachsGVBI. S. 9), das durch Artikel 11
des Gesetzes vom 4. Juli 1994 (S&chsGVBI. S. 1261, 1279) geadndert worden ist, bis zum Ablauf der
Genehmigungsfrist weiterhin mit der MaBgabe Anwendung, dass die Genehmigungen unter den
Voraussetzungen der §§ 14 bis 20 SachsRettDG bis zum 31. Dezember 2008 zu verlangern sind. Bis
zu einer Vereinbarung oder Festsetzung von Benutzungsentgelten gelten Satzungen zur Festsetzung
von Gebulhren fir die Durchfiihrung von Notfallrettung und Krankentransport nach § 26 Abs. 1
SachsRettDG fort, langstens jedoch bis zum 30. September 2005.

(4) Von § 24 Abs. 4 darf langstens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2007 abgewichen werden.

(5) Die Stelle des Landesbranddirektors darf abweichend von § 24 langstens bis zum Ablauf
des 31. Dezember 2007 mit einem Beamten des gehobenen feuerwehrtechnischen Dienstes besetzt
werden.

(6) Die Tréger des (liberértlichen Brandschutzes erhalten vom Freistaat Sachsen fiir die Errichtung
von Leitstellen nach § 11 Abs. 1 Zuwendungen in Hbéhe von 75 vom Hundert des ihnen entstehenden

Kostenanteils nach § 34 Abs. 2. %9

1 InhaltsUibersicht gedndert durch Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)
2 § 2 gedndert durch Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)

§ 4 geandert durch Artikel 10b des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 102, 133)
und durch Artikel 25 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (S&chsGVBI. S. 130, 142)

4 § 5 geandert durch Artikel 10b des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 102, 133).
durch Artikel 25 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 142) und durch
Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)

5 § 7 geéndert durch Artikel 10b des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 102, 133),
durch Artikel 25 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 142) und durch
Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)

6 § 8 geéndert durch Artikel 25 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 142)
und durch Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)

7 § 10 gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Februar 2014 (SachsGVBI. S. 47, 48)

8 § 11 geandert durch Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)

9 § 12 geandert durch Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)

10  § 14 gedndert durch Artikel 25 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 142)
11 § 15 gedndert durch Artikel 10b des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 102, 133)

12 § 18 gedndert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 15. Dezember 2010 (SachsGVBI.
S. 387,399) und durch Gesetz vom 22. August 2012 (S&chsGVBI. S. 454)

13§ 21 gedndert durch Artikel 25 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 142)

14 § 24 geandert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 15. Dezember 2010 (SachsGVBI.
S. 387,399)

15  § 26 gedndert durch Gesetz vom 22. August 2012 (S&chsGVBI. S. 454)
16  § 28 gedndert durch Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)
17  § 29 gedndert durch Gesetz vom 22. August 2012 (S&chsGVBI. S. 454)
18  § 31 neu gefasst durch Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)
19  § 32 geéndert durch Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)
20  § 33 neu gefasst durch Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)
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21  § 34 geandert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 15. Dezember 2010 (SachsGVBI.
S. 387,399); tritt entsprechend Artikel 34 Abs. 3 am 1. Januar 2014 auBer Kraft:

22  § 35 neu gefasst durch Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)
23  § 49 geandert durch Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)

24  § 56 Absatz 2 gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 9. September 2005 (S&dchsGVBI.
S. 266, 267)

25  § 63 geandert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 15. Dezember 2010 (SachsGVBI.
S. 387,399)

26  § 66 geandert durch Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)
27  § 69 geadndert durch Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)
28  § 75 aufgehoben durch Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)

29  § 76 geandert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 15. Dezember 2010 (SachsGVBI.
S. 387,399); tritt entsprechend Artikel 34 Abs. 3 am 1. Januar 2014 auBBer Kraft , Absatz 3a
aufgehoben durch durch Gesetz vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)

Anderungsvorschriften

Anderung des Sachsischen Gesetzes (iber den Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrohenschutz

Art. 5 des Gesetzes vom 9. September 2005 (SdchsGVBI. S. 266, 267)

Anderung des Séchsischen Gesetzes (iber den Brandschutz, Rettungsdienst und
Katastrophenschutz

Art. 10b des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 102, 133)

Anderung des Sachsischen Gesetzes iber den Brandschutz, Rettungsdienst und
Katastrophenschutz

Art. 19 des Gesetzes vom 15. Dezember 2010 (SachsGVBI. S. 387, 399)

Anderung des Sachsischen Gesetzes (lber den Brandschutz, Rettungsdienst und
Katastrophenschutz

Art. 25 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 142)

Gesetz zur Anderung des Sachsischen Gesetzes (ber den Brandschutz, Rettungsdienst und
Katastrophenschutz

vom 22. August 2012 (SachsGVBI. S. 454)

Anderung des Sachsischen Gesetzes (iber den Brandschutz, Rettungsdienst und
Katastrophenschutz

Art. 2 des Gesetzes vom 13. Februar 2014 (SachsGVBI. S. 47, 48)

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 13.03.2014 Seite 38 von 38


https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=14125&jabs=a19
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=14125&jabs=a34
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=15548
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=15548
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=1699&jabs=a5
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=14125&jabs=a19
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=15548
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=15548
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=15548
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=14125&jabs=a19
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=14125&jabs=a34
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=15548

	Sächsisches Gesetz über den Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz  (SächsBRKG)
	Inhaltsübersicht 1
	Abschnitt 1  Aufgaben und Träger
	§ 1  Ziel und Anwendungsbereich
	§ 2  Begriffsbestimmungen
	§ 3  Aufgabenträger und Aufgaben
	§ 4  Behördenaufbau
	§ 5  Aufsicht
	§ 6  Sachliche Zuständigkeit der örtlichen Brandschutzbehörden
	§ 7  Sachliche Zuständigkeit der unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehörden und der Rettungszweckverbände
	§ 8  Sachliche Zuständigkeit der obersten und der oberen Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehörden
	Abschnitt 2  Zusammenarbeit
	§ 9  Gemeinsamer Landesbeirat
	§ 10  Aus- und Fortbildungseinrichtung
	§ 11  Leitstellen
	§ 12  Schnell-Einsatz-Gruppen
	§ 13  Übungen
	§ 14  Überörtliche und auswärtige Einsätze
	Abschnitt 3  Brandschutz
	§ 15  Arten der Feuerwehren
	§ 16  Pflichten der Feuerwehren
	§ 17  Gemeindewehrleiter
	§ 18  Freiwillige Feuerwehren
	§ 19  Berufsfeuerwehren
	§ 20  Pflichtfeuerwehren
	§ 21  Betriebliche Feuerwehren
	§ 22  Brandverhütungsschau
	§ 23  Brandsicherheitswachen
	§ 24  Landesbranddirektor, Bezirks- und Kreisbrandmeister
	Abschnitt 4  Rettungsdienst
	§ 25  Rettungszweckverbände,  Bereichsbeirat für den Rettungsdienst
	§ 26  Rettungsdienstplanung
	§ 27  Rettungsmittel
	§ 28  Notärztliche Versorgung
	§ 29  Personal, Fahrzeuge, Ausstattung und Ausrüstung
	§ 30  Luftrettungsdienst
	§ 31  Mitwirkung im Rettungsdienst
	§ 32  Benutzungsentgelte
	§ 33  Schiedsstelle für den Rettungsdienst
	§ 34  Einrichtungen des Trägers  des bodengebundenen Rettungsdienstes
	§ 35  Großschadensereignis
	Abschnitt 5  Katastrophenschutz
	§ 36  Vorbereitende Aufgaben
	§ 37  Aufgaben bei Katastrophen
	§ 38  Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes
	§ 39  Mitwirkung von anderen Behörden und sonstigen Dritten
	§ 40  Mitwirkung von Leistungserbringern und privaten Hilfsorganisationen im Katastrophenschutz
	§ 41  Helfer im Katastrophenschutz
	§ 42  Übermittlung von Daten
	§ 43  Externe Notfallpläne für schwere Unfälle mit gefährlichen Stoffen
	§ 44  Öffentliche Auslegung der externen Notfallpläne
	§ 45  Überprüfung der externen Notfallpläne
	§ 46  Katastrophenvoralarm
	§ 47  Katastrophenalarm
	§ 48  Datenverarbeitung zum Zwecke der Gewährung von Zuwendungen
	Abschnitt 6  Führungsorganisation
	§ 49  Einsatzleitung
	§ 50  Technische Einsatzleitung
	§ 51  Besondere Führungseinrichtung in der Behörde
	Abschnitt 7  Aufklärung, Mitwirkungspflichten und Entschädigung
	§ 52  Aufklärung und Selbsthilfe der Bevölkerung
	§ 53  Gefahrenmeldepflicht
	§ 54  Hilfeleistungspflicht
	§ 55  Pflichten von Eigentümern und Besitzern
	§ 56  Gesundheitswesen
	§ 57  Pflichten bei besonderem Gefahrenpotenzial
	§ 58  Platzverweis und Räumung
	§ 59  Wegfall der aufschiebenden Wirkung von Rechtsbehelfen
	§ 60  Entschädigung
	Abschnitt 8  Ehrenamtlich tätige Angehörige der Freiwilligen Feuerwehren und Helfer im Katastrophenschutz
	§ 61  Freistellung
	§ 62  Lohnfortzahlung, Verdienstausfall
	§ 63  Auslagenersatz, Aufwandsentschädigung und Ersatz von Sachschäden
	Abschnitt 9  Kostentragung
	§ 64  Kostentragung
	§ 65  Kostentragung durch die Landkreise und Kreisfreien Städte bei Katastrophenalarm und Katastrophenvoralarm
	§ 66  Kostentragung durch den Freistaat Sachsen
	§ 67  Kostentragung durch Leistungserbringer und private Hilfsorganisationen
	§ 68  Kostentragung durch Betreiber  von Anlagen mit besonderem Gefahrenpotenzial
	§ 69  Kostenersatz bei Einsatz der Feuerwehr
	§ 70  Kostenerstattung und Zuwendungen im Katastrophenschutz
	§ 71  Aufwendungsersatz für Katastropheneinsätze
	Abschnitt 10  Ergänzende Bestimmungen
	§ 72  Datenschutz
	§ 73  Ordnungswidrigkeiten
	§ 74  Einschränkungen von Grundrechten
	§ 75  (aufgehoben) 28
	§ 76  Übergangsvorschriften

	Änderungsvorschriften

